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Mitglieder der Bank samt Anlage
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1 7 2 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom
22. März 1977 betreffend den Beitritt
Spaniens zum Europäischen Abkommen vom
14. Dezember 1959 über die Gleichwertig-
keit der akademischen Grade und Hoch-

schulzeugnisse

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des
Europarates ist Spanien am 17. Dezember 1976

dem Europäischen Abkommen über die Gleich-
wertigkeit der akademischen Grade und Hoch-
schulzeugnisse (BGBl. Nr. 143/1961, letzte Kund-
machung betreffend den Geltungsbereich BGBl.
Nr. 51/1973) beigetreten.

Kreisky

173. Erklärung der Republik Österreich gemäß Art. 21 Abs. 4 des Europäischen Überein-
kommens über Staatenimmunität (BGBl. Nr. 432/1976)

Die Republik Österreich er-
klärt gemäß Artikel 21 Absatz 4
des Europäischen Übereinkom-
mens über Staatenimmunität,
daß sie zur Feststellung, ob die
Republik Österreich die Ent-
scheidung eines Gerichtes eines
anderen Mitgliedstaates im Sinn
des Artikels 20 des vorgenann-
ten Übereinkommens zu erfül-
len hat, das Landesgericht für
Zivilrechtssachen Wien als aus-
schließlich zuständig bezeichnet.

Der Empfang der vom Bundespräsidenten unterzeichneten und vom Bundeskanzler gegen-
gezeichneten Erklärung wurde vom Generalsekretär des Europarates mit Schreiben vom 23. Feber
1977 bestätigt.

Kreisky

96 82



712 47. Stück — Ausgegeben am 5. Mai 1977 — Nr. 174

174.
Der Nationalrat hat beschlossen:
Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages, dessen

Art. II Abschnitt 1 Buchstabe (b) 2. Absatz,
Art. II Abschnitt 2 Buchstabe (e),
Art. II A Abschnitt 1 Buchstabe (c),
Art. II A Abschnitt 2 Buchstabe (d) 2. Satz,
Art. VIII Abschnitt 3 Buchstabe (b) (ii) 2. Satz,
Art. IX Abschnitt 2,
Art. XII Buchstaben (a) (i) und (b),
Art. XIII Abschnitt 1
sowie Abschnitt 9 der Allgemeinen Vorschriften
für die Aufnahme nichtregionaler Staaten als Mitglieder der Bank
und
Punkt IV der Vorschriften für die Wahl der Exekutivdirektoren verfassungsändernd sind, samt
allen Anlagen wird genehmigt.

Übereinkommen zur Errichtung der Inter-Amerikanischen Entwicklungsbank samt An-
lagen und Allgemeine Vorschriften für die Aufnahme nichtregionaler Staaten als Mitglieder

der Bank samt Anlage
(Übersetzung)

ÜBEREINKOMMEN ZUR
ERRICHTUNG DER
INTER-AMERIKANI-

SCHEN ENTWICKLUNGS-
BANK

Die Staaten, in deren Na-
men dieses Übereinkommen un-
terzeichnet wird, vereinbaren,
die Inter-Amerikanische Ent-
wicklungsbank zu gründen, die
nach Maßgabe folgender Be-
stimmungen tätig wird:

ARTIKEL I
ZWECK UND AUFGABEN

Abschnitt 1. Zweck
Zweck der Bank ist es, zur

Beschleunigung des wirtschaft-
lichen und sozialen Entwick-
lungsprozesses der in der Ent-
wicklung befindlichen regio-
nalen Mitgliedstaaten als Ein-
zelstaaten und in ihrer Ge-
samtheit beizutragen.

Abschnitt 2. Aufgaben
(a) Zur Erfüllung ihres

Zweckes hat die Bank folgende
Aufgaben:

(i) die Anlage öffent-
lichen und privaten
Kapitals für Ent-
wicklungszwecke zu
fördern;

(ii) ihr eigenes Kapital,
von ihr auf den
Geld- und Kapital-
märkten aufgenom-
mene Gelder und
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sonstige zur Ver-
fügung stehende Mit-
tel zur Finanzierung
der Entwicklung der
Mitgliedstaaten zu
verwenden, wobei
diejenigen Darlehen
und Garantien Vor-
rang genießen, die
am wirksamsten zu
ihrem wirtschaft-
lichen Wachstum bei-
tragen;

(iii) private Kapital-
anlagen in Vor-
haben, Unterneh-
mungen und Tätig-
keiten zu fördern,
die zur wirtschaft-
lichen Entwicklung
beitragen, und pri-
vate Kapitalanlagen
zu ergänzen, wenn
privates Kapital zu
angemessenen Be-
dingungen nicht zur
Verfügung steht;

(iv) mit den Mitglied-
staaten zusammen-
zuarbeiten, um deren
Entwicklungspolitik
auf eine bessere
Nutzung ihrer Hilfs-
quellen auszurich-
ten, und zwar in
einer Weise, die der
Zielsetzung gerecht
wird, die gegensei-
tige Ergänzung ihrer
Volkswirtschaften
und das geordnete
Wachstum ihres
Außenhandels zu
fördern, und

(v) bei der Vorberei-
tung, Finanzierung
und Durchführung
von Entwicklungs-
plänen und -vor-
haben, einschließlich
der Untersuchung
von Dringlichkeits-
stufen und der Aus-
arbeitung von. Vor-
schlägen für be-
stimmte Vorhaben,
technische Hilfe zu
leisten.

(b) Bei der Erfüllung ihrer
Aufgaben arbeitet die Bank so-
weit wie möglich mit natio-
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nalen und internationalen In-
stitutionen und mit privaten
Kapitalgebern zusammen.

ARTIKEL II

MITGLIEDSCHAFT IN DER
BANK UND KAPITAL DER

BANK

Abschnitt 1. Mitgliedschaft

(a) Gründungsmitglieder der
Bank sind diejenigen Mitglie-
der der Organisation Ameri-
kanischer Staaten, die bis zu
dem in Artikel XV Abschnitt 1
Buchstabe (a) genannten Zeit-
punkt die Mitgliedschaft in der
Bank annehmen.

(b) Anderen Mitgliedern der
Organisation Amerikanischer
Staaten und Kanada, den Ba-
hamas und Guayana steht die
Mitgliedschaft zu den Zeitpunk-
ten und Bedingungen offen, die
die Bank festsetzt.

Nichtregionale Staaten, die
Mitglieder des Internationalen
Währungsfonds sind, und die
Schweiz können zu den Zeit-
punkten und nach den allge-
meinen Vorschriften, die der
Gouverneursrat festlegt, eben-
falls in die Bank aufgenommen
werden. Diese allgemeinen Vor-
schriften können nur durch Be-
schluß des Gouverneursrates
mit Zweidrittelmehrheit aller
Gouverneure einschließlich
zwei Drittel der Gouverneure
der nichtregionalen Staaten ge-
ändert werden, die dabei min-
destens drei Viertel der Ge-
samtstimmenzahl der Mitglied-
staaten vertreten müssen.

Abschnitt 1 A. Arten von Be-
ständen

Die Bestände der Bank be-
stehen aus den ordentlichen Ka-
pitalbeständen nach diesem Ar-
tikel und den interregionalen
Kapitalbeständen nach Arti-
kel II A sowie den Beständen
des nach Artikel IV errichteten
Fonds für Sondergeschäfte (im
folgenden als „Fonds" bezeich-
net).
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Abschnitt 2. Genehmigtes or-
dentliches Kapital

(a) Das genehmigte ordent-
liche Stammkapital der Bank
beträgt zunächst achthundert-
fünfzig Millionen US-Dollar
($ 850000000) mit dem Ge-
wicht und Feingehalt vom
1. Jänner 1959 und zerfällt
in 85000 Anteile im Nennwert
von je 10000 US-Dollar, die
von den Mitgliedern nach Maß-
gabe des Abschnittes 3 gezeich-
net werden können.

(b) Das genehmigte ordent-
liche Stammkapital zerfällt in
eingezahlte Anteile und abruf-
bare Anteile. Der Gegenwert
von vierhundert Millionen US-
Dollar ($ 400000000) ist ein-
zuzahlen, und vierhundert-
fünfzig Millionen US-Dollar
($ 450000000) sind für die in
Abschnitt 4 Buchstabe (a) Zif-
fer (ii) genannten Zwecke ab-
rufbar.

(c) Das ordentliche Stamm-
kapital nach Buchstabe (a) ist
um fünfhundert Millionen US-
Dollar ($ 500000000) mit dem
Gewicht und Feingehalt vom
1. Jänner 1959 zu erhöhen,

(i) sofern der nach Ab-
schnitt 4 für die Ein-
zahlung aller Zeich-
nungsverpflichtun-
gen gesetzte Termin
verstrichen ist und
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(ii) sofern der Gouver-
neursrat auf einer so
bald wie möglich
nach dem unter Zif-
fer (i) erwähnten
Zeitpunkt abgehal-
tenen ordentlichen
oder außerordent-
lichen Tagung die
erwähnte Erhöhung
um fünfhundert Mil-
lionen US-Dollar
($ 500000000) mit
einer Mehrheit von
drei Vierteln der Ge-
samtstimmenzahl der
Mitgliedstaaten ge-
nehmigt hat.

(d) Die Erhöhung des
Stammkapitals nach Buch-
stabe (c) erfolgt in der Form
abrufbaren Kapitals.

(e) Ungeachtet der Buch-
staben (c) und (d) und vorbe-
haltlich des Artikels VIII Ab-
schnitt 4 Buchstabe (b) kann
das genehmigte ordentliche
Stammkapital erhöht werden,
wenn der Gouverneursrat dies
für ratsam hält; die Art der
Erhöhung wird mit Dreivier-
telmehrheit der Gesamtstim-
menzahl der Mitgliedstaaten
einschließlich einer Zweidrittel-
mehrheit der Gouverneure der
regionalen Mitglieder beschlos-
sen.

(f) Wird das genehmigte in-
terregionale Stammkapital nach
Artikel II A Abschnitt 1 Buch-
stabe (c) erhöht und macht ein
Mitglied von der in Abschnitt 3
Buchstabe (f) des vorliegenden
Artikels vorgesehenen Wahl-
möglichkeit Gebrauch, so wird
das ordentliche Stammkapital
um den Betrag erhöht, der er-
forderlich ist, damit das Mit-
glied die Wahlmöglichkeit aus-
üben kann, und das diesem Mit-
glied zur Zeichnung zur Ver-
fügung stehende interregionale
Stammkapital wird um einen
gleichwertigen Betrag gekürzt
und entsprechend annulliert.

Abschnitt 3. Zeichnung von
Anteilen

(a) Jedes regionale Mitglied
hat Anteile am ordentlichen
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Stammkapital der Bank zu
zeichnen, und die nichtregio-
nalen Mitglieder können nach
Buchstabe (b) und gemäß den
vom Gouverneursrat festzu-
legenden Bedingungen Anteile
zeichnen. Die Anzahl der von
den Gründungsmitgliedern zu
zeichnenden Anteile ist in An-
lage A festgelegt, in der die
Verpflichtung eines jeden Mit-
glieds hinsichtlich des einge-
zahlten und des abrufbaren Ka-
pitals enthalten ist. Die Anzahl
der von anderen Mitgliedern
zu zeichnenden Anteile wird
von der Bank festgelegt.

(b) Bei einer Erhöhung des
ordentlichen Kapitals nach Ab-
schnitt 2 Buchstabe (c) oder (e)
oder bei einer Erhöhung des
interregionalen Kapitals nach
Artikel II A Abschnitt 1 Buch-
stabe (c) oder bei einer Er-
höhung sowohl des ordent-
lichen als auch des interregio-
nalen Kapitals ist jedes Mit-
glied berechtigt, zu den von der
Bank festgesetzten Bedingungen
einen Teil des Betrags, um den
das Stammkapital erhöht wird,
zu zeichnen, der dem von dem
betreffenden Mitglied bereits
gezeichneten Teil des gesamten
Stammkapitals der Bank ent-
spricht.

Die Mitglieder sind jedoch
nicht verpflichtet, sich an der
Zeichnung des erhöhten Kapi-
tals zu beteiligen.

(c) Die von den Gründungs-
mitgliedern ursprünglich ge-
zeichneten Anteile am ordent-
lichen Stammkapital werden
zum Nennwert ausgegeben.
Weitere Anteile werden zum
Nennwert ausgegeben, sofern
nicht die Bank unter beson-
deren Umständen beschließt, sie
zu anderen Bedingungen auszu-
geben.

(d) Die Haftung der Mit-
gliedstaaten auf Grund der An-
teile am ordentlichen Kapital
ist auf den nicht eingezahlten
Teil ihres Ausgabepreises be-
schränkt.

(e) Die Anteile am ordent-
lichen Stammkapital dürfen
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weder verpfändet noch be-
lastet werden, und sie sind nur
auf die Bank übertragbar.

(f) Jedes Mitglied, das nach
Buchstabe (b) berechtigt ist, An-
teile am interregionalen
Stammkapital der Bank zu
zeichnen, hat die Wahl, auf
dieses Recht zu verzichten und
statt dessen einen gleichwerti-
gen Betrag des ordentlichen
Stammkapitals zu zeichnen.

Abschnitt 4. Einzahlung der
gezeichneten Beträge

(a) Die Einzahlung der ge-
zeichneten Beträge des ordent-
lichen Stammkapitals der Bank
nach Anlage A wird folgender-
maßen vorgenommen:

(i) Die Einzahlung des
von jedem Staat ge-
zeichneten Betrags
des eingezahlten
Stammkapitals der
Bank erfolgt in drei
Raten; die erste be-
trägt 20 v. H., die
zweite und dritte je
40 v. H. des Betrags.
Die erste Rate ist
von jedem Staat zu
einem beliebigen
Zeitpunkt an oder
nach dem Tag zu
zahlen, an dem nach
Artikel XV Ab-
schnitt 1 in seinem
Namen dieses Über-
einkommen unter-
zeichnet und die An-
nahme- oder Rati-
fikationsurkunde hin-
terlegt wird, spä-
testens jedoch am
30. September 1960.
Die beiden übrigen
Raten sind zu den
von der Bank be-
stimmten Zeitpunk-
ten zu zahlen, frühe-
stens jedoch am
30. September 1961
bzw. 30. September
1962.

Von jeder Rate
sind 50 v. H. in
Gold und/oder Dol-
lar und 50 v. H. in
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der Währung des
Mitglieds zu zah-
len.

(ii) Der abrufbare Teil
der Zeichnung von
Anteilen am ordent-
lichen Kapital der
Bank wird nur ab-
gerufen, wenn er zur
Erfüllung der Ver-
bindlichkeiten be-
nötigt wird, die die
Bank nach Artikel III
Abschnitt 4 Zif-
fern (ii) und (v)
durch die Aufnahme
von Krediten zwecks
Auffüllung ihrer or-
dentlichen Kapital-
bestände oder durch
die Übernahme von
Garantien zu Lasten
dieser Bestände über-
nommen hat. Im
Fall eines Abrufs
kann die Zahlung
nach Wahl des Mit-
glieds in Gold, in
US-Dollar oder in
der Währung erfol-
gen, die zur Erfül-
lung der den Abruf
bedingenden Ver-
bindlichkeiten der
Bank benötigt wird.

Abrufe für nicht
eingezahlte Zeichnun-
gen haben zu einem
einheitlichen Hun-
dertsatz für alle An-
teile zu erfolgen.

(b) Jede Zahlung eines Mit-
glieds in seiner Landeswährung
nach Buchstabe (a) Ziffer (i)
erfolgt in einem Betrag, der
nach Auffassung der Bank dem
vollen Wert des zahlbaren Teils
der Zeichnung in US-Dollar
mit dem Gewicht und Fein-
gehalt vom 1. Jänner 1959
entspricht. Die Erstzahlung er-
folgt in einem Betrag, den das
Mitglied auf Grund dieser Be-
stimmungen für angemessen
hält, unterliegt jedoch einer
binnen 60 Tagen nach dem Fäl-
ligkeitsdatum durchzuführen-
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den Berichtigung, wenn eine
solche nach Feststellung der
Bank zur Erreichung des vollen
Dollargegenwerts nach Maß-
gabe dieses Buchstabens erfor-
derlich ist.

(c) Sofern nicht der Gouver-
neursrat mit Dreiviertelmehr-
heit der Gesamtstimmenzahl
der Mitgliedstaaten etwas an-
deres beschließt, setzt die Haf-
tung der Mitglieder für die
Zahlung der zweiten und drit-
ten Rate des eingezahlten Teils
ihrer Zeichnungen auf das
Stammkapital voraus, daß nicht
weniger als 90 v. H. der Ge-
samtverpflichtungen der Mit-
glieder für

(i) die erste bzw. zweite
Rate des eingezahlten
Teiles der Zeichnun-
gen und

(ii) die Erstzahlung und
alle früheren Ab-
rufe auf die Zeich-
nungsquoten für den
Fonds gezahlt sind.

Abschnitt 5. Ordentliche Ka-
pitalbestände

In diesem Übereinkommen
bezeichnet der Ausdruck „or-
dentliche Kapitalbestände" der
Bank

(i) das nach den Ab-
schnitten 2 und 3 ge-
zeichnete genehmigte
ordentliche Kapital,
zu dem sowohl die
eingezahlten als auch
die abrufbaren An-
teile gehören;

(ii) alle durch Kreditauf-
nahme nach Arti-
kel VII Abschnitt 1
Ziffer (i) aufgebrach-
ten Mittel, auf wel-
che die in Ab-
schnitt 4 Buch-
stabe (a) Ziffer (ii)
vorgesehene Ver-
pflichtung Anwen-
dung findet;
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(iii) alle Mittel, aus der
Rückzahlung von
Darlehen, die aus
den unter den Zif-
fern (i) und (ii) ge-
nannten Beständen
gewährt wurden;

(iv) alle Einnahmen aus
Darlehen, die aus
den genannten Mit-
teln gewährt wurden,
oder aus Garantien,
auf die die in Ab-
schnitt 4 Buch-
stabe (a) Ziffer (ii)
vorgesehene Ver-
pflichtung Anwen-
dung findet, sowie

(v) alle sonstigen aus
den oben genannten
Beständen erzielten
Einnahmen.

ARTIKEL II A

INTERREGIONALES KAPI-
TAL DER BANK

Abschnitt 1. Genehmigtes in-
terregionales Kapital

(a) Das ursprünglich geneh-
migte interregionale Stamm-
kapital der Bank beträgt vier-
hundertzwanzig Millionen US-
Dollar ($ 420000000) mit dem
Gewicht und Feingehalt vom
1. Jänner 1959 und zerfällt
in 42000 Anteile im Nennwert
von je 10000 US-Dollar, die
von den Mitgliedern nach Maß-
gabe des Abschnitts 2 gezeich-
net werden können.

(b) Das genehmigte inter-
regionale Stammkapital zer-
fällt in eingezahlte und abruf-
bare Anteile. Von dem ur-
sprünglich genehmigten inter-
regionalen Stammkapital be-
steht der Gegenwert von sieb-
zig Millionen US-Dollar
($ 70000000) aus eingezahlten
Anteilen und dreihundertfünf-
zig Millionen US-Dollar
($ 350000000) sind für die in
Abschnitt 3 Buchstabe (c) ge-
nannten Zwecke abrufbar.
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(c) Vorbehaltlich des Arti-
kels VIII Abschnitt 4 Buch-
stabe (b) kann das genehmigte
interregionale Stammkapital er-
höht werden, wenn der Gou-
verneursrat dies für ratsam
hält; die Art der Erhöhung
wird mit Zweidrittelmehrheit
aller Gouverneure einschließ-
lich zwei Drittel der Gouver-
neure der regionalen Mitglieder
beschlossen, die dabei min-
destens drei Viertel der Ge-
samtstimmenzahl der Mitglied-
staaten vertreten müssen.

(d) Wird das genehmigte or-
dentliche Stammkapital nach
Artikel II Abschnitt 2 Buch-
stabe (e) erhöht und macht ein
Mitglied von der in Ab-
schnitt 2 Buchstabe (d) des vor-
liegenden Artikels vorgesehe-
nen Wahlmöglichkeit Gebrauch,
so wird das interregionale
Stammkapital um den Betrag
erhöht, der erforderlich ist, da-
mit das Mitglied die Wahlmög-
lichkeit ausüben kann, und das
diesem Mitglied zur Zeichnung
zur Verfügung stehende or-
dentliche Stammkapital wird
um einen gleichwertigen Betrag
gekürzt und entsprechend an-
nulliert.

Abschnitt 2. Zeichnung von
Anteilen am interregionalen

Kapital

(a) Jedes nichtregionale Mit-
glied hat Anteile am interregio-
nalen Stammkapital zu zeich-
nen, und die regionalen Mit-
glieder können nach Artikel II
Abschnitt 3 Buchstabe (b) und
im Einklang mit den vom Gou-
verneursrat nach Maßgabe des
vorliegenden Abschnitts festzu-
setzenden Bedingungen Anteile
zeichnen.

(b) Jedes nichtregionale
Gründungsmitglied zeichnet
eine von der Bank festgesetzte
Anzahl von Anteilen am ein-
gezahlten und abrufbaren in-
terregionalen Stammkapital.
Die Zeichnung eines neuen
nichtregionalen Mitglieds sowie
die Art ihrer Einzahlung wird
von der Bank unter gebühren-
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der Berücksichtigung der Be-
dingungen für bestehende
Zeichnungen festgesetzt.

(c) Regionale Mitglieder kön-
nen Anteile des interregionalen
Stammkapitals unter den von
der Bank festgesetzten Bedin-
gungen zeichnen, wobei die Be-
dingungen für die Zeichnung
durch nichtregionale Mitglieder
gebührend zu berücksichtigen
sind.

(d) Die Anteile am ursprüng-
lichen genehmigten interregio-
nalen Stammkapital werden
zum Nennwert ausgegeben.
Weitere Anteile werden zum
Nennwert ausgegeben, sofern
nicht die Bank unter beson-
deren Umständen beschließt, sie
zu anderen Bedingungen aus-
zugeben.

(e) Die Haftung der Mitglied-
staaten auf Grund der Anteile
am interregionalen Kapital ist
auf den nicht eingezahlten Teil
ihres Ausgabepreises beschränkt.

(f) Die Anteile am interregio-
nalen Stammkapital dürfen
weder verpfändet noch be-
lastet werden, und sie sind nur
auf die Bank übertragbar.

(g) Jedes Mitglied, das nach
Artikel II Abschnitt 3 Buch-
stabe (b) berechtigt ist, Anteile
am ordentlichen Stammkapital
der Bank zu zeichnen, hat die
Wahl, auf dieses Recht zu ver-
zichten und statt dessen einen
gleichwertigen Betrag des in-
terregionalen Stammkapitals
zu zeichnen.

Abschnitt 3. Einzahlung der
auf das interregionale Kapital

gezeichneten Beträge

(a) Die Einzahlung des von
jedem Staat gezeichneten Be-
trags des eingezahlten inter-
regionalen Stammkapitals er-
folgt in voller Höhe in der
Landeswährung des betreffen-
den Mitglieds, das der Bank
ausreichend erscheinende Vor-
kehrungen treffen muß, um si-
cherzustellen, daß vorbehalt-
lich des Artikels V Abschnitt 1
Buchstabe (c) seine Währung
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für die Zwecke der Geschäfts-
tätigkeit der Bank in die Wäh-
rungen anderer Staaten frei
konvertierbar ist.

(b) Jede Zahlung eines Mit-
glieds nach Buchstabe (a) er-
folgt in einem Betrag, der nach
Auffassung der Bank dem vol-
len Wert des zahlbaren Teils
der Zeichnung in US-Dollar
mit dem Gewicht und Feinge-
halt vom 1. Jänner 1959
entspricht. Die Erstzahlung er-
folgt in einem Betrag, den das
Mitglied auf Grund dieser Be-
stimmungen für angemessen
hält, unterliegt jedoch einer
binnen 60 Tagen nach dem Fällig-
keitsdatum durchzuführenden
Berichtigung, wenn eine solche
nach Feststellung der Bank zur
Erreichung des vollen Dollar-
gegenwerts nach Maßgabe die-
ses Buchstabens erforderlich
ist.

(c) Der abrufbare Teil der
Zeichnung von Anteilen am in-
terregionalen Kapital der Bank
wird nur abgerufen, wenn er
zur Erfüllung der Verbindlich-
keiten benötigt wird, die die
Bank nach Artikel III, Ab-
schnitt 4 Ziffern (iv) und (v)
durch die Aufnahme von Kre-
diten zwecks Auffüllung ihrer
interregionalen Kapitalbestände
oder durch die Übernahme von
Garantien zu Lasten dieser Be-
stände übernommen hat. Im
Fall eines Abrufs kann die Zah-
lung nach Wahl des Mitglieds
entweder in voll konvertier-
barer Währung eines Mitglied-
staats oder in der Währung er-
folgen, die zur Erfüllung der
den Abruf bedingenden Ver-
bindlichkeiten der Bank be-
nötigt wird.

Abrufe für nicht eingezahlte
Zeichnungen, auf das interregio-
nale abrufbare Kapital haben
zu einem einheitlichen Hun-
dertsatz für alle derartigen An-
teile zu erfolgen.

Abschnitt 4. Interregionale
Kapitalbestände

In diesem Übereinkommen
bezeichnet der Ausdruck „in-
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terregionale Kapitalbestände"
der Bank

(I) das nach Abschnitt 2
gezeichnete geneh-
migte interregionale
Kapital, zu dem so-
wohl die eingezahlten
als auch die abruf-
baren Anteile ge-
hören;

(ii) alle durch Kreditauf-
nahme nach Arti-
kel VII Abschnitt 1
Ziffer (i) aufgebrach-
ten Mittel, auf die die
in Abschnitt 3 Buch-
stabe (c) vorgesehene
Verpflichtung An-
wendung findet;

(iii) alle Mittel aus der
Rückzahlung von
Darlehen, die aus den
unter den Ziffern (i)
und (ii) genannten
Beständen gewährt
wurden;

(iv) alle Einnahmen aus
Darlehen, die aus den
genannten Mitteln
gewährt wurden,
oder aus Garantien,
auf die die in Ab-
schnitt 3 Buch-
stabe (c) vorgesehene
Verpflichtung An-
wendung findet, so-
wie

(v) alle sonstigen aus den
oben genannten Be-
ständen erzielten
Einnahmen.

ARTIKEL III

GESCHÄFTSTÄTIGKEIT

Abschnitt 1. Verwendung der
Bestände

Die Bestände und Einrich-
tungen der Bank werden aus-
schließlich zur Erfüllung des in
Artikel I bezeichneten Zwecks
und zur Wahrnehmung der
dort genannten Aufgaben ver-
wendet.
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Abschnitt 2. Arten der Ge-
schäftstätigkeit

(a) Die Geschäftstätigkeit der
Bank gliedert sich in ordent-
liche Geschäfte, Geschäfte mit
interregionalen Beständen und
Sondergeschäfte.

(b) Als ordentliche Geschäfte
gelten die aus den ordentlichen
Kapitalbeständen der Bank im
Sinne des Artikels II Ab-
schnitt 5 finanzierten Geschäfte.
Als Geschäfte mit interregiona-
len Beständen gelten die aus
den interregionalen Kapital-
beständen der Bank im Sinne
des Artikels II A Abschnitt 4
finanzierten Geschäfte. Beide
Arten von Geschäften betref-
fen ausschließlich Darlehen, die
von der Bank gewährt oder
garantiert werden oder an de-
nen die Bank beteiligt ist und
die nur in der oder den Wäh-
rungen rückzahlbar sind, in
denen die Darlehen gewährt
wurden. Diese Geschäfte unter-
liegen im Einklang mit diesem
Übereinkommen den Bedin-
gungen, die die Bank für ange-
bracht hält.

(c) Als Sondergeschäfte gel-
ten die aus den Beständen des
Fonds nach Artikel IV finan-
zierten Geschäfte.

Abschnitt 3. Grundprinzip der
Trennung der Geschäftsbereiche

(a) Vorbehaltlich der Ände-
rungsbestimmungen des Arti-
kels XII Buchstabe (a) Ziffer (ii)
werden die ordentlichen Kapi-
talbestände im Sinne des Ar-
tikels II Abschnitt 5, die inter-
regionalen Kapitalbestände im
Sinne des Artikels II A Ab-
schnitt 4 und die Bestände des
Fonds im Sinne des Artikels IV
Abschnitt 3 Buchstabe (h) je-
derzeit und in jeder Hinsicht
völlig voneinander getrennt ge-
halten, verwendet, festgelegt,
angelegt oder anderweitig ver-
wertet.

(b) Die ordentlichen Kapital-
bestände und die interregio-
nalen Kapitalbestände werden
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unter keinen Umständen mit
Verpflichtungen, Verbindlich-
keiten oder Verlusten aus Ge-
schäften, für die ursprünglich
Bestände des Fonds verwendet
oder bestimmt wurden, be-
lastet oder zur Deckung der-
selben verwendet.

(c) Die ordentlichen Kapital-
bestände werden unter keinen
Umständen mit Verpflichtun-
gen, Verbindlichkeiten oder
Verlusten, die zu Lasten der in-
terregionalen Kapitalbestände
gehen, belastet oder zur
Deckung derselben verwendet,
und vorbehaltlich des Arti-
kels VII Abschnitt 3 Buch-
stabe (d) werden die interregio-
nalen Kapitalbestände unter
keinen Umständen mit Ver-
pflichtungen, Verbindlichkeiten
oder Verlusten, die zu Lasten
der ordentlichen Kapital-
bestände gehen, belastet oder
zur Deckung derselben verwen-
det.

(d) In ihren Bilanzen hat die
Bank die ordentlichen Ge-
schäfte, die Geschäfte mit in-
terregionalen Beständen und die
Sondergeschäfte getrennt aus-
zuweisen, und die Bank erläßt
die zur Wahrung einer wirk-
samen Trennung der drei Ar-
ten der Geschäftstätigkeit not-
wendigen Verwaltungsvor-
schriften.

(e) Ausgaben, die unmittelbar
mit den ordentlichen Geschäf-
ten zusammenhängen, gehen zu
Lasten der ordentlichen Kapi-
talbestände. Ausgaben, die un-
mittelbar mit den Geschäften
mit interregionalen Beständen
zusammenhängen, gehen zu
Lasten der interregionalen Ka-
pitalbestände. Ausgaben, die
unmittelbar mit den Sonder-
geschäften zusammenhängen,
gehen zu Lasten der Bestände
des Fonds. Sonstige Ausgaben
gehen zu Lasten desjenigen
Kontos, das die Bank bestimmt.

Abschnitt 4. Methoden der
Darlehensgewährung oder der

Übernahme von Garantien

Vorbehaltlich der in diesem
Artikel festgesetzten Bedingun-
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gen kann die Bank jedem Mit-
glied, jeder seiner Dienststellen
oder Gebietskörperschaften so-
wie jedem Unternehmen im
Hoheitsgebiet eines Mitglieds
auf folgende Weise Darlehen
gewähren oder garantieren:

(i) durch Gewährung
von oder Beteiligung
an direkten Darlehen
aus Mitteln, die dem
unverminderten ein-
gezahlten ordent-
lichen Kapital
und — vorbehaltlich
des Abschnitts 13 —
ihren Reserven und
nicht ausgeschütteten
Überschüssen ent-
sprechen, oder aus
den unverminderten
Beständen des Fonds;

(ii) durch Gewährung
von oder Beteiligung
an direkten Dar-
lehen aus Mitteln,
die die Bank auf dem
Kapitalmarkt oder
im Wege der Kredit-
aufnahme beschafft
oder auf andere
Weise erworben hat,
um sie in ihre or-
dentlichen Kapital-
bestände oder die Be-
stände des Fonds ein-
zubringen;

(iii) durch Gewährung
von oder Beteiligung
an direkten Dar-
lehen aus Mitteln,
die dem unvermin-
derten eingezahlten
interregionalen Kapi-
tal entsprechen, ein-
schließlich aller Re-
serven oder nicht
ausgeschütteten
Überschüsse, die sich
auf diese Bestände
beziehen;

(iv) durch Gewährung
von oder Beteiligung
an direkten Darlehen
aus Mitteln, die die
Bank auf dem Kapi-
talmarkt oder im
Wege der Kreditauf-
nahme beschafft oder
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auf andere Weise er-
worben hat, um, sie
in ihre interregio-
nalen Kapitalbestän-
de einzubringen, und

(v) durch die mit Hilfe
der ordentlichen Ka-
pitalbestände, der in-
terregionalen Kapi-
talbestände oder der
Bestände des Fonds
übernommenen Teil-
oder Gesamtgaran-
tien für Darlehen,
die — außer in Son-
derfällen — von pri-
vaten Anlegern ge-
währt worden sind.

Abschnitt 5. Grenzen der Ge-
schäftstätigkeit

(a) Der ausstehende Gesamt-
betrag der von der Bank im
Rahmen ihrer ordentlichen Ge-
schäfte gewährten Darlehen und
Garantien darf den Gesamtbe-
trag ihres unverminderten ge-
zeichneten ordentlichen Kapi-
tals zuzüglich der unverminder-
ten Reserven und Überschüsse,
die zu den ordentlichen Kapi-
talbeständen der Bank im Sinne
des Artikels II Abschnitt 5 ge-
hören, jedoch mit Ausnahme
der der Sonderreserve nach Ab-
schnitt 13 zugewiesenen Ein-
künfte und der sonstigen Ein-
künfte der ordentlichen Kapi-
talbestände, die durch Beschluß
des Gouverneursrats den Re-
serven zugewiesen werden, die
für Darlehen und Garantien
nicht zur Verfügung stehen, zu
keiner Zeit übersteigen.

(b) Der ausstehende Gesamt-
betrag der von der Bank im
Rahmen ihrer Geschäfte mit
interregionalen Beständen ge-
währten Darlehen und Garan-
tien darf den Gesamtbetrag
ihres unverminderten gezeich-
neten interregionalen Kapitals
zuzüglich der unverminderten
Reserven und Überschüsse, die
zu den interregionalen Kapital-
beständen der Bank im Sinne
des Artikels II A Abschnitt 4
gehören, jedoch mit Ausnahme
der Einkünfte der interregio-
nalen Kapitalbestände, die
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durch Beschluß des Gouver-
neursrats den Reserven zuge-
wiesen werden, die für Dar-
lehen und Garantien nicht zur
Verfügung stehen, zu keiner
Zeit übersteigen.

(c) Werden Darlehen aus Mit-
teln gewährt, die die Bank
durch Kreditaufnahme beschafft
hat und auf die die in Arti-
kel II Abschnitt 4 Buchstabe (a)
Ziffer (ii) vorgesehenen Ver-
pflichtungen Anwendung fin-
den, so darf der Gesamtbetrag
des ausstehenden und in einer
bestimmten Währung an die
Bank zahlbaren Darlehenskapi-
tals den Gesamtkapitalbetrag
des von der Bank zwecks Auf-
füllung ihrer ordentlichen Ka-
pitalbestände aufgenommenen
ausstehenden Kredits, der in
derselben Währung zahlbar ist,
zu keiner Zeit übersteigen.

(d) Werden Darlehen aus
Mitteln gewährt, die die Bank
durch Kreditaufnahme beschafft
hat und auf die die in Arti-
kel II A Abschnitt 3 Buch-
stabe (c) vorgesehenen Ver-
pflichtungen Anwendung fin-
den, so darf der Gesamtbetrag
des ausstehenden und in einer
bestimmten Währung an die
Bank zahlbaren Darlehens-
kapitals den Gesamtkapital-
betrag des von der Bank zwecks
Auffüllung ihrer interregio-
nalen Kapitalbestände aufge-
nommenen ausstehenden Kredits,
der in derselben Währung zahl-
bar ist, zu keiner Zeit über-
steigen.

Abschnitt 6. Finanzierung di-
rekter Darlehen

Bei der Gewährung von oder
Beteiligung an direkten Dar-
lehen kann die Bank Finanzie-
rungsmittel wie folgt zur Ver-
fügung stellen:

(a) indem sie dem Dar-
lehensnehmer die zur Deckung
des Devisenaufwands für das
betreffende Vorhaben erforder-
lichen Währungen der Mitglie-
der mit Ausnahme der Wäh-
rung des Mitglieds zur Ver-
fügung stellt, in dessen Hoheits-
gebiet das Vorhaben durchge-
führt werden soll;
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(b) indem sie Finanzierungs-
mittel für die mit den Zwecken
des Darlehens zusammenhän-
genden Ausgaben im Hoheits-
gebiet des Mitglieds, in dem das
Vorhaben durchgeführt werden
soll, zur Verfügung stellt. Nur
in Sonderfällen, insbesondere
wenn das Vorhaben mittelbar
eine Erhöhung der Devisen-
nachfrage in jenem Staat nach
sich zieht, werden die von der
Bank gewährten Finanzierungs-
mittel zur Deckung örtlicher
Ausgaben in Gold oder in an-
deren Währungen als der Lan-
deswährung des betreffenden
Mitglieds zur Verfügung ge-
stellt; in diesem Fall dürfen die
von der Bank für diesen Zweck
zur Verfügung gestellten Finan-
zierungsmittel einen vertret-
baren Teil der dem Darlehens-
nehmer entstehenden örtlichen
Ausgaben nicht übersteigen.

Abschnitt 7. Vorschriften und
Bedingungen für die Darlehens-
gewährung oder die Übernahme

von Garantien

(a) Die Bank kann unter Be-
achtung folgender Vorschriften
und Bedingungen Darlehen ge-
währen oder garantieren:

(i) Der Antragsteller
auf das Darlehen hat
einen ausführlichen
Vorschlag vorzule-
gen, und dieser Vor-
schlag muß vom An-
gestelltenstab der
Bank nach Prüfung
seiner Begründetheit
in einem schrift-
lichen Bericht befür-
wortet worden sein.
Unter besonderen
Umständen kann das
Exekutivdirektorium
mit der Mehrheit
der Gesamtstimmen-
zahl der Mitglied-
staaten verlangen,
daß bei Fehlen eines
solchen Berichts der
Vorschlag ihm selbst
zur Entscheidung
vorgelegt wird;
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(ii) bei der Beurteilung
eines Darlehens- oder
Garantiegesuchs hat
die Bank zu berück-
sichtigen, ob der Dar-
lehensnehmer in der
Lage ist, das Dar-
lehen aus privaten
Finanzierungsquellen
zu Bedingungen zu
erhalten, die der
Bank in Anbetracht
aller sachdienlichen
Faktoren als dem
Empfänger zumutbar
erscheinen;

(iii) bei der Gewährung
eines Darlehens oder
einer Darlehens-
garantie hat die
Bank gebührend zu
berücksichtigen, ob
die Aussicht besteht,
daß der Darlehens-
nehmer und gegebe-
nenfalls sein Bürge
ihre Verpflichtungen
aus dem Darlehens-
vertrag erfüllen kön-
nen;

(iv) der Zinssatz, die son-
stigen Spesen und die
Termine für die
Rückzahlung des Ka-
pitals müssen nach
Auffassung der Bank
dem betreffenden
Vorhaben angemes-
sen sein;

(v) bei der Gewährung
einer Garantie für ein
von anderen Kapital-
gebern gewährtes
Darlehen muß die
Bank eine angemes-
sene Risikovergütung
erhalten und

(vi) die von der Bank ge-
währten Darlehen
oder übernommenen
Garantien haben in
erster Linie der Fi-
nanzierung bestimm-
ter Vorhaben zu
dienen, einschließlich
solcher, die Teil
eines nationalen oder
regionalen Entwick-
lungsprogramms sind.
Die Bank kann je-
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doch Sammeldar-
lehen an Entwick-
lungsinstitutionen
oder ähnliche Ein-
richtungen der Mit-
glieder gewähren
oder garantieren, da-
mit diese die Finan-
zierung bestimmter
Entwicklungsvor-
haben ermöglichen,
deren Finanzbedarf
im Einzelfall nach
Auffassung der Bank
zu gering ist, um eine
direkte Überwachung
durch die Bank zu
rechtfertigen.

(b) Die Bank sieht von der
Finanzierung eines Unterneh-
mens im Hoheitsgebiet eines
Mitglieds ab, wenn dieses Mit-
glied dagegen Einspruch er-
hebt.

Abschnitt 8. Mögliche Zusatz-
bedingungen für die Gewäh-
rung von Darlehen oder Dar-

lehensgarantien

(a) Bei Darlehen oder Dar-
lehensgarantien an nichtstaat-
liche Rechtsträger kann die
Bank, wenn sie dies für rat-
sam hält, verlangen, daß das
Mitglied, in dessen Hoheits-
gebiet das Vorhaben durchge-
führt werden soll, oder eine der
Bank annehmbar erscheinende
öffentliche Institution oder ähn-
liche Einrichtung des Mitglieds
die Rückzahlung des Kapitals
und die Zahlung der Zinsen
und sonstigen Spesen für das
Darlehen garantiert.

(b) Die Bank kann an die
Gewährung von Darlehen oder
Garantien alle von ihr für an-
gebracht erachteten weiteren
Bedingungen knüpfen, wobei sie
sowohl die Interessen der bei
dem Darlehens- oder Garantie-
vorschlag unmittelbar betrof-
fenen Mitglieder als auch die
Interessen der Mitglieder ins-
gesamt zu berücksichtigen hat.

Abschnitt 9. Verwendung der
von der Bank gewährten oder

garantierten Darlehen

(a) Vorbehaltlich des Arti-
kels V Abschnitt 1 macht es die
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Bank nicht zur Bedingung, daß
die Darlehensmittel im Hoheits-
gebiet eines bestimmten Staates
ausgegeben werden oder daß
diese Mittel in den Hoheits-
gebieten eines oder mehrerer
bestimmter Mitglieder nicht
ausgegeben werden; jedoch
kann hinsichtlich einer Erhöhung
der Bankbestände die Frage der
Beschränkung von Beschaffun-
gen durch die Bank oder durch
ein Mitglied in bezug auf die-
jenigen Mitglieder, die sich an
einer Erhöhung zu den vom
Gouverneursrat festgelegten Be-
dingungen nicht beteiligen, vom
Gouverneursrat entschieden
werden.

(b) Die Bank trifft alle er-
forderlichen Maßnahmen, um
sicherzustellen, daß die Mittel
aller Darlehen, die die Bank
gewährt oder garantiert oder
an denen sie sich beteiligt, nur
für die Zwecke, für die das
Darlehen gewährt wurde, und
unter gebührender Berücksich-
tigung von Wirtschaftlichkeits-
und Leistungsfähigkeits-
erwägungen verwendet werden.

Abschnitt 10. Zahlungsbestim-
mungen für direkte Darlehen

Verträge über direkte Dar-
lehen, die von der Bank ge-
mäß Abschnitt 4 geschlossen
werden, legen folgendes fest:

(a) alle Bedingungen in be-
zug auf jedes Darlehen, unter
anderem Bestimmungen über
die Zahlung von Kapital, Zin-
sen und sonstigen Spesen, Fäl-
ligkeits- und Zahlungstermine,
und

(b) die Währung oder Wäh-
rungen, in denen Zahlungen
an die Bank zu erfolgen ha-
ben.

Abschnitt 11. Garantien

(a) Bei der Übernahme einer
Darlehensgarantie erhebt die
Bank eine Garantieprovision in
einer von ihr festgesetzten
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Höhe, die in regelmäßigen Ab-
ständen für den ausstehenden
Darlehensbetrag zahlbar ist.

(b) In den von der Bank
geschlossenen Garantieverträgen
ist vorzusehen, daß die Bank
ihrer Haftung hinsichtlich der
Zinszahlungen ein Ende setzen
kann, wenn bei Zahlungsver-
zug des Darlehensnehmers und
des etwaigen Bürgen die Bank
das Angebot macht, die garan-
tierten Schuldscheine oder son-
stigen Schuldverschreibungen
zum Nennwert zuzüglich der
bis zu einem in dem Angebot
bezeichneten Zeitpunkt aufge-
laufenen Zinsen anzukaufen.

(c) Bei der Übernahme von
Garantien hat die Bank die
Befugnis, weitere Bedingungen
festzusetzen.

Abschnitt 12. Sonderprovision

Die Bank kann auf alle Dar-
lehen, Beteiligungen oder Ga-
rantien, die aus ihren ordent-
lichen Kapitalbeständen ge-
währt werden oder zu deren
Lasten gehen, eine Sonder-
provision erheben. Diese in
regelmäßigen Abständen zahl-
bare Sonderprovision wird von
dem jeweils ausstehenden Be-
trag des Darlehens, der Betei-
ligung oder der Garantie be-
rechnet und beträgt 1 v. H. im
Jahr, sofern nicht die Bank mit
Zweidrittelmehrheit der Ge-
samtstimmenzahl der Mitglied-
staaten beschließt, diesen Pro-
visionssatz zu senken.

Abschnitt 13. Sonderreserve

Die nach Abschnitt 12 von
der Bank eingenommenen Pro-
visionen werden als Sonder-
reserve zurückgestellt, die zur
Deckung von Verbindlichkeiten
der Bank nach Artikel VII Ab-
schnitt 3 Buchstabe (b) Zif-
fer (i) verwendet wird. Die
Sonderreserve wird in einer
vom Exekutivdirektorium zu
beschließenden Form, die nach
diesem Übereinkommen zuge-
lassen ist, in liquiden Mitteln
angelegt.
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ARTIKEL IV

FONDS FÜR SONDER-
GESCHÄFTE

Abschnitt 1. Errichtung,
Zweck und Aufgaben

Für die Gewährung von Dar-
lehen zu Bedingungen, die be-
sonderen Umständen in be-
stimmten Staaten oder be-
stimmten Vorhaben entspre-
chen, wird ein Fonds für Son-
dergeschäfte errichtet.

Der Fonds, dessen Verwal-
tung der Bank anvertraut ist,
dient den Zwecken und erfüllt
die Aufgaben, die in Artikel I
dieses Übereinkommens darge-
legt sind.

Abschnitt 2. Anwendbare
Bestimmungen

Auf den Fonds finden die Be-
stimmungen dieses Artikels so-
wie alle sonstigen Bestimmun-
gen dieses Übereinkommens
Anwendung mit Ausnahme
derjenigen, die mit diesem Ar-
tikel unvereinbar sind, sowie
derjenigen, die ausdrücklich nur
auf sonstige Geschäfte der Bank
anwendbar sind.

Abschnitt 3. Bestände

(a) Die Gründungsmitglieder
der Bank leisten Beträge zu den
Beständen des Fonds nach Maß-
gabe dieses Abschnittes.

(b) Mitglieder der Organisa-
tion Amerikanischer Staaten,
die der Bank nach dem in Ar-
tikel XV Abschnitt 1 Buch-
stabe (a) genannten Zeitpunkt
beitreten, Kanada, die Bahamas
und Guayana sowie Staaten,
die nach Artikel II Abschnitt 1
Buchstabe (b) zugelassen sind,
leisten Beiträge zum Fonds mit
den Quoten und zu den Be-
dingungen, die von der Bank
festgelegt werden.

(c) Der Fonds wird mit An-
fangsbeständen in Höhe von
einhundertfünfzig Millionen
US-Dollar ($150000000) mit
dem Gewicht und Feingehalt
vom 1. Jänner 1959 ausge-
stattet, die von den Gründungs-
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mitgliedern der Bank entspre-
chend den in Anlage B ange-
gebenen Quoten eingebracht
werden.

(d) Die Zahlung der Quoten
wird auf folgende Weise vor-
genommen:

(i) Jedes Mitglied zahlt
50 v. H. seiner Quote
zu einem beliebigen
Zeitpunkt an oder
nach dem Tag, an
dem nach Artikel XV
Abschnitt 1 dieses
Übereinkommen in
seinem Namen unter-
zeichnet und die An-
nahme- oder Ratifi-
kationsurkunde hin-
terlegt wird, spä-
testens jedoch am
30. September 1960.

(ii) Die restlichen
50 v. H. sind zu
einem beliebigen
Zeitpunkt nach Ab-
lauf eines Jahres nach
Aufnahme der Ge-
schäftstätigkeit der
Bank in solchen Be-
trägen und zu den
Terminen zu zahlen,
die von der Bank
festgelegt werden,
der Gesamtbetrag
aller Quoten ist je-
doch bis spätestens zu
dem Zeitpunkt fäl-
lig und zahlbar zu
stellen, der für die
Zahlung der dritten
Rate der Zeichnun-
gen auf das einge-
zahlte Stammkapital
der Bank festgesetzt
ist.
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(iii) Die nach diesem Ab-
schnitt erforderlichen
Zahlungen werden
unter den Mitglie-
dern im Verhältnis
ihrer Quoten aufge-
teilt und sind zur
Hälfte in Gold und/
oder US-Dollar und
zur Hälfte in der
Währung des betref-
fenden Mitglieds zu
leisten.

(e) Jede Zahlung eines Mit-
glieds in seiner Landeswährung
nach Buchstabe (d) erfolgt in
einem Betrag, der nach Auffas-
sung der Bank dem vollen
Wert des zahlbaren Teils der
Quote in US-Dollar mit dem
Gewicht und Feingehalt vom
1. Jänner 1959 entspricht.
Die Erstzahlung erfolgt in ei-
nem Betrag, den das Mitglied
auf Grund dieser Bestimmun-
gen für angemessen hält, er
unterliegt jedoch einer binnen
60 Tagen nach dem Fälligkeits-
datum durchzuführenden Be-
richtigung, wenn eine solche
nach Feststellung der Bank zur
Erreichung des vollen Dollar-
gegenwerts nach Maßgabe dieses
Buchstabens erforderlich ist.

(f) Sofern nicht der Gouver-
neursrat mit Dreiviertelmehr-
heit der Gesamtstimmenzahl
der Mitgliedstaaten etwas an-
deres beschließt, setzt die Haf-
tung der Mitglieder für die
Zahlung auf einen Abruf des
nicht eingezahlten Teils ihrer
Zeichnungsquoten für den
Fonds voraus, daß nicht weni-
ger als 90 v. H. der Gesamt-
verpflichtungen der Mitglieder
für

(i) die Erstzahlung und
alle früheren Ab-
rufe solcher Quoten-
zeichnungen auf den
Fonds und

(ii) alle für den einge-
zahlten Teil der
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Zeichnungen auf das
Stammkapital der
Bank fälligen Raten
gezahlt sind.

(g) Die Bestände des Fonds
werden durch zusätzliche Bei-
tragsleistungen der Mitglieder
erhöht, wenn der Gouver-
neursrat mit Dreiviertelmehr-
heit der Gesamtstimmenzahl
der Mitgliedstaaten dies für rat-
sam hält. Auf diese Erhöhungen
findet Artikel II Abschnitt 3
Buchstabe (b) Anwendung, und
zwar entsprechend dem Ver-
hältnis zwischen der für jedes
Mitglied geltenden Quote und
dem Gesamtbetrag der von den
Mitgliedern eingebrachten Be-
stände des Fonds. Die Mitglie-
der sind jedoch nicht verpflich-
tet, sich an dieser Erhöhung zu
beteiligen.

(h) In diesem Übereinkom-
men bezeichnet der Ausdruck
„Bestände des Fonds" folgen-
des:

(i) Beiträge der Mitglie-
der nach den Buch-
staben (c) und (g);

(ii) alle durch Kreditauf-
nahme aufgebrachten
Mittel, auf die die in
Artikel II Ab-
schnitt 4 Buch-
stabe (a) Ziffer (ii)
und Artikel II A Ab-
schnitt 3 Buch-
stabe (c) vorgesehe-
nen Verpflichtungen
keine Anwendung
finden, d. h. solche
Mittel, die ausdrück-
lich zu Lasten der
Bestände des Fonds
gehen;

(iii) alle Mittel aus der
Rückzahlung von
Darlehen, die aus
den oben genannten
Beständen gewährt
wurden;

(iv) alle Einnahmen aus
Geschäften, für die
die oben genannten
Bestände verwendet
oder festgelegt wur-
den;
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(v) alle sonstigen dem
Fonds zur Verfügung
stehenden Bestände.

Abschnitt 4. Geschäfte

(a) Geschäfte des Fonds sind
jene, die aus seinen eigenen in
Abschnitt 3 Buchstabe (h) be-
zeichneten Beständen finanziert
werden.

(b) Aus den Beständen des
Fonds gewährte Darlehen kön-
nen ganz oder teilweise in der
Währung des Mitglieds zurück-
gezahlt werden, in dessen
Hoheitsgebiet das finanzierte
Vorhaben durchgeführt werden
soll. Der Teil des Darlehens,
der nicht in der Währung des
Mitglieds rückzahlbar ist, wird
in der oder den Währungen ge-
zahlt, in denen das Darlehen
gewährt wurde.

Abschnitt 5. Haftungs-
beschränkung

Die finanzielle Haftung der
Bank für Geschäfte des Fonds
ist auf die Bestände und Reser-
ven des Fonds beschränkt, und
die Haftung der Mitglieder ist
auf den fällig und zahlbar ge-
wordenen nicht eingezahlten
Teil ihrer jeweiligen Quoten
beschränkt.

Abschnitt 6. Verfügungs-
beschränkung für die Quoten

Die Rechte der Mitglieder der
Bank aus ihren Beiträgen zum
Fonds dürfen weder übertragen
noch belastet werden; ein
Recht auf Rückerstattung die-
ser Beiträge haben die Mitglie-
der nur im Fall des Verlusts
der Mitgliedschaft oder bei Be-
endigung der Geschäftstätig-
keit des Fonds.

Abschnitt 7. Erfüllung der
Verbindlichkeiten des Fonds aus
der Aufnahme von Krediten

Zahlungen zur Erfüllung von
Verbindlichkeiten aus der Auf-
nahme von Krediten zwecks
Auffüllung der Bestände des
Fonds gehen
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(i) zunächst zu Lasten
einer zu diesem
Zweck gebildeten Re-
serve und

(ii) sodann zu Lasten
sonstiger in den Be-
ständen des Fonds
verfügbarer Mittel.

Abschnitt 8. Verwaltung

(a) Vorbehaltlich der Be-
stimmungen dieses Überein-
kommens haben die Organe der
Bank die unumschränkte Be-
fugnis zur Verwaltung des
Fonds.

(b) Ein Vizepräsident der
Bank ist für den Fonds verant-
wortlich. Der Vizepräsident
nimmt ohne Stimmrecht an den
Sitzungen des Exekutivdirek-
toriums der Bank teil, wenn
den Fonds betreffende Ange-
legenheiten erörtert werden.

(c) Für die Geschäfte des
Fonds bedient sich die Bank,
soweit irgend möglich, dersel-
ben Mitarbeiter, Sachverstän-
digen, Einrichtungen, Dienst-
räume, Ausrüstungsgegenstände
und Dienste, die sie für ihre
übrigen Geschäfte einsetzt.

(d) Die Bank veröffentlicht
einen getrennten Jahresbericht,
der die Ergebnisse der finanziel-
len Geschäfte des Fonds ein-
schließlich der Gewinne und
Verluste ausweist. Bei der Jah-
restagung des Gouverneursrats
ist zumindest eine Sitzung der
Prüfung dieses Berichts zu wid-
men. Darüber hinaus legt die
Bank den Mitgliedern viertel-
jährlich einen Kurzbericht über
die Geschäftstätigkeit des Fonds
vor.

Abschnitt 9. Abstimmung

(a) Bei der Beschlußfassung
über die Geschäfte des Fonds
hat jeder Mitgliedstaat der
Bank im Gouverneursrat die ihm
nach Artikel VIII Abschnitt 4
Buchstaben (a) und (c) zu-
stehende Stimmenzahl, und je-
der Direktor hat im Exekutiv-
direktorium die ihm nach Ar-
tikel VIII Abschnitt 4 Buch-
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staben (a) und (d) zustehende
Stimmenzahl.

(b) Soweit in diesem Artikel
nichts anderes bestimmt ist,
werden alle Beschlüsse der Bank
über die Geschäfte des Fonds
mit Zweidrittelmehrheit der
Gesamtstimmenzahl der Mit-
gliedstaaten gefaßt.

Abschnitt 10. Ausschüttung
der Reingewinne

Der Gouverneursrat der
Bank bestimmt, welcher Teil
der Reingewinne des Fonds
nach Vorsorge für die Reser-
ven an die Mitglieder ausge-
schüttet wird. Die Reingewinne
werden im Verhältnis der
Quoten der Mitglieder ausge-
schüttet.

Abschnitt 11. Zurücknahme
von Beiträgen

(a) Kein Land kann seinen
Beitrag zurücknehmen und seine
Beziehungen zum Fonds ab-
brechen, solange es noch Mit-
glied der Bank ist.

(b) Die Bestimmungen in Ar-
tikel IX Abschnitt 3 über die
Abrechnung mit Staaten, die
ihre Mitgliedschaft in der Bank
beenden, finden auch auf den
Fonds Anwendung.

Abschnitt 12. Zeitweilige Ein-
stellung und Beendigung

Artikel X findet auch auf den
Fonds Anwendung, wobei die
Begriffe, die sich auf die Bank,
ihre Kapitalbestände und ihre
Gläubiger beziehen, durch die
Begriffe zu ersetzen sind, die
sich auf den Fonds, seine. Be-
stände und seine Gläubiger be-
ziehen.

ARTIKEL V

WÄHRUNGEN

Abschnitt 1. Verwendung von
Währungen

(a) Die Währung eines Mit-
glieds, die die Bank in ihren or-
dentlichen Kapitalbeständen, in
ihren interregionalen Kapital-
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beständen oder in den Beständen
des Fonds besitzt, gleichviel wie
sie erworben wurde, kann von
der Bank oder einem Empfän-
ger der Bank ohne Beschrän-
kung durch das Mitglied zur Be-
zahlung von Waren und Dienst-
leistungen, die im Hoheitsge-
biet des betreffenden Mitglieds
erzeugt oder erbracht werden,
verwendet werden.

(b) Die Mitglieder dürfen
keinerlei Beschränkungen beibe-
halten oder einführen, die die
Bank oder einen Empfänger der
Bank daran hindern, für Zah-
lungen in einem Staat folgende
Mittel zu verwenden:

(i) Gold und Dollarbe-
träge, die der Bank
nach Artikel II bzw.
Artikel IV als der
50prozentige Teil der
Zeichnung eines jeden
Mitglieds auf Anteile
des ordentlichen Kapi-
tals der Bank und als
der 50prozentige Teil
der Beitragsquote
eines jeden Mitglieds
zum Fonds gezahlt
werden, sowie Wäh-
rungsbeträge, die der
Bank nach Artikel II A
als der angemessene
Teil der Zeichnung
eines jeden Mitglieds
auf Anteile am inter-
regionalen Kapital
gezahlt werden;

(ii) Währungen von Mit-
gliedern, die mit den
unter Ziffer (i) be-
zeichneten Beständen
erworben wurden;

(iii) Währungen, die durch
Kreditaufnahmen

nach Artikel VII Ab-
schnitt 1 Ziffer (i)
zwecks Auffüllung

83
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der Kapitalbestände
der Bank erworben
wurden;

(iv) Gold und Dollarbe-
träge, die die Bank
durch Kapitalrück-
zahlung oder durch
Zahlung von Zinsen
und sonstigen Spesen
für Darlehen erhalten
hat, die mit den unter
Ziffer (i) bezeichneten
Gold- und Dollar-
mitteln gewährt wur-
den, Währungen, die
die Bank durch Kapi-
talrückzahlung oder
durch Zahlung von
Zinsen und sonstigen
Spesen für Darlehen
erhalten hat, die mit
dem unter Ziffer (i)
bezeichneten Teil des
interregionalen Kapi-
tals gewährt wurden;
Währungen, die durch

Kapitalrückzahlung
oder durch Zahlung
von Zinsen und son-
stigen Spesen für
Darlehen eingegangen
sind, die mit den
unter den Ziffern (ii)
und (iii) bezeichneten
Währungen gewährt
wurden, und Wäh-
rungen, die durch
Zahlung von Provi-
sionen und Gebühren
für alle von der Bank
gegebenen Garantien
eingegangen sind, so-
wie

(v) Währungen, mit Aus-
nahme der Landes-
währung des Mit-
glieds, die die Bank
bei der Ausschüttung
der Reingewinne nach
Artikel VII Ab-
schnitt 4 Buchstabe (d)
und Artikel IV Ab-
schnitt 10 ausgezahlt
hat.

(c) Die Währung eines Mit-
glieds, die die Bank entweder
in ihren ordentlichen Kapital-
beständen, in ihren interregio-
nalen Kapitalbeständen oder in
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den Beständen des Fonds be-
sitzt und die nicht unter Buch-
stabe (b) fällt, kann ebenfalls
von der Bank oder einem Emp-
fänger der Bank ohne jede Be-
schränkung für Zahlungen in
jedem Staat verwendet werden,
sofern das betreffende Mitglied
nicht der Bank seinen Wunsch
notifiziert, diese Währung ganz
oder teilweise auf die unter
Buchstabe (a) bezeichneten Ver-
wendungszwecke zu beschrän-
ken.

(d) Die Mitglieder dürfen
keine Beschränkungen aufer-
legen, die die Bank daran hin-
dern, für Tilgungs- oder Vor-
auszahlungen oder zum voll-
ständigen oder teilweisen Rück-
kauf ihrer eigenen Verbindlich-
keiten Währungen zu besitzen
oder zu verwenden, die sie als
Rückzahlung direkter Darlehen
erhalten hat, die aus den in die
ordentlichen oder interregio-
nalen Kapitalbestände der Bank
eingebrachten, durch Kreditauf-
nahme beschafften Mitteln ge-
währt wurden.

(e) Gold oder Währungen, die
die Bank in ihren ordentlichen
Kapitalibeständen, in ihren inter-
regionalen Kapitalbeständen
oder in den Beständen des
Fonds besitzt, werden von ihr
nicht zum Ankauf anderer Wäh-
rungen verwendet, sofern sie
nicht mit Zweidrittelmehrheit
der Gesamtstimmenzahl der
Mitgliedstaaten dazu ermächtigt
wird. Die auf Grund dieser Be-
stimmung angekauften Wäh-
rungen unterliegen nicht der
Aufrechterhaltung des Wertes
nach Abschnitt 3.

Abschnitt 2. Bewertung der
Währungen

Wird es nach diesem Über-
einkommen erforderlich, eine
Währung im Vergleich zu einer
anderen Währung oder zu Gold
zu bewerten, so setzt die Bank
diese Bewertung nach Konsul-
tierung des Internationalen
Währungsfonds fest.
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Abschnitt 3. Aufrechterhaltung
des Wertes der Währungs-

bestände der Bank

(a) Wird im Internationalen
Währungsfonds die Parität der
Währung eines Mitglieds herab-
gesetzt oder ist nach Auffassung
der Bank der Devisenwert der
Währung eines Mitglieds in be-
trächtlichem Maße gesunken,
so zahlt das Mitglied der Bank
binnen angemessener Frist einen
zusätzlichen Betrag in seiner
eigenen Währung, der ausreicht,
um den Wert aller im Besitz
der Bank in ihren ordentlichen
Kapitalbeständen, ihren inter-
regionalen Kapitalbeständen
oder den Beständen des Fonds
befindlichen Währungsbestände
des Mitglieds aufrechtzuerhalten,
mit Ausnahme der Währungs-
bestände aus den von der Bank
aufgenommenen Krediten. Für
diesen Zweck gilt als Wertmaß-
stab der US-Dollar mit dem Ge-
wicht und Feingehalt vom
1. Jänner 1959.

(b) Wird im Internationalen
Währungsfonds die Parität der
Währung eines Mitglieds her-
aufgesetzt oder ist nach Auf-
fassung der Bank der Devisen-
wert der Währung des Mitglieds
in beträchtlichem Maße gestie-
gen, so zahlt die Bank dem Mit-
glied binnen angemessener Frist
in der Währung des Mitglieds
einen Betrag zurück, der der
Wertsteigerung des Währungs-
betrags entspricht, der sich im
Besitz der Bank in ihren ordent-
lichen Kapitalbeständen, ihren
interregionalen Kapitalbestän-
den oder in den Beständen des
Fonds befindet; ausgenommen
sind Währungsbeträge aus den
von der Bank aufgenommenen
Krediten. Für diesen Zweck gilt
derselbe Wertmaßstab wie
unter Buchstabe (a).

(c) Die Bank kann auf die
Anwendung dieses Abschnittes
verzichten, wenn der Internatio-
nale Währungsfonds eine gleich-
mäßige Änderung der Parität
der Währungen aller Mitglieder
der Bank vornimmt.
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(d) Ungeachtet sonstiger Be-
stimmungen dieses Abschnitts
können die Bedingungen für
eine Erhöhung der Bestände des
Fonds nach Artikel IV Ab-
schnitt 3 Buchstabe (g) andere
Bestimmungen über die Auf-
rechterhaltung des Wertes als
die in diesem Abschnitt enthal-
tenen Bestimmungen, die sich
auf die auf eine derartige Er-
höhung zurückzuführenden Be-
stände des Fonds beziehen, um-
fassen.

Abschnitt 4. Methoden zur
Einsparung von Währungen

Anstelle eines beliebigen
Teils der Währung eines Mit-
glieds, der dem 50prozentigen
Anteil seiner Zeichnung auf das
genehmigte ordentliche Kapital
der Bank und dem 50prozenti-
gen Anteil seiner Zeichnung auf
die Bestände des Fonds ent-
spricht, die nach Artikel II bzw.
Artikel IV von jedem Mitglied
in seiner Landeswährung zu
zahlen sind, hat die Bank von
jedem Mitglied Schuldscheine
oder ähnliche Wertpapiere an-
zunehmen, die von der Regie-
rung des Mitglieds oder einer
von ihm benannten Hinterle-
gungsstelle ausgestellt sind, vor-
ausgesetzt, daß diese Währung
nicht von der Bank für ihre Ge-
schäftstätigkeit benötigt wird.
Diese Schuldscheine oder Wert-
papiere sind nicht übertragbar,
unverzinslich und bei Sicht zum
Nennwert an die Bank zahlbar.
Unter den gleichen Vorausset-
zungen hat die Bank anstelle
eines beliebigen Teils der Zeich-
nung eines Mitglieds auf das
interregionale Kapital ebenfalls
Schuldscheine oder Wertpapiere
anzunehmen, wenn für diesen
Teil der Zeichnung die Zeich-
nungsbedingungen eine Barzah-
lung nicht erfordern.

ARTIKEL VI

TECHNISCHE HILFE

Abschnitt 1. Technische Bera-
tung und Hilfe

Die Bank kann auf Verlangen
eines oder mehrerer Mitglieder
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oder auf Verlangen privater
Firmen, die von ihr Darlehen
erhalten können, im Rahmen
ihres Tätigkeitsbereichs techni-
sche Beratung und Hilfe gewäh-
ren, insbesondere in bezug auf

(i) Vorbereitung, Finan-
zierung und Durch-
führung von Ent-
wicklungsplänen und
-vorhaben, einschließ-
lich der Prüfung von
Dringlichkeitsstufen,
sowie Ausarbeitung
von Darlehensvor-
schlägen für be-
stimmte nationale
oder regionale Ent-

wicklungsvorhaben
und

(ii) Heranbildung und
Weiterbildung von
Kräften, die sich auf
die Ausarbeitung und
Durchführung von
Entwicklungsplänen

und -vorhaben spe-
zialisieren, durch Se-
minare und sonstige

Ausbildungsmetho-
den.

Abschnitt 2. Verträge über Zu-
sammenarbeit auf dem Gebiete

der technischen Hilfe

Zur Erfüllung der Zwecke
dieses Artikels kann die Bank
mit anderen nationalen oder
internationalen öffentlichen
oder privaten Institutionen
Verträge über technische Hilfe
schließen.

Abschnitt 3. Kosten

(a) Die Bank kann mit Mit-
gliedstaaten oder Firmen, die
technische Hilfe erhalten, eine
Rückzahlung der Kosten für
diese Hilfe zu von ihr für an-
gemessen erachteten Bedingun-
gen vereinbaren.

(b) Die Kosten für technische
Hilfe, die nicht von den Emp-
fängern gezahlt werden, sind
aus den Nettoeinkünften der
ordentlichen Kapitalbestände,
der interregionalen Kapitalbe-
stände oder des Fonds zu be-
streiten. Während der ersten
drei Jahre der Geschäftstätigkeit
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der Bank können jedoch insge-
samt höchstens 3 v. H. der An-
fangsbestände des Fonds für
solche Kosten verwendet wer-
den.

ARTIKEL VII

VERSCHIEDENE BEFUG-
NISSE UND AUSSCHÜT-

TUNG DER GEWINNE

Abschnitt 1. Verschiedene Be-
fugnisse der Bank

Neben den sonst in diesem
Übereinkommen vorgesehenen
Befugnissen hat die Bank die
Befugnis,

(i) Kredite aufzunehmen
und in diesem Zusam-
menhang nach ihrem
Gutdünken Pfand-
rechte oder sonstige
Sicherheiten dafür
einzuräumen, voraus-
gesetzt, daß sie vor
einer Veräußerung
ihrer Schuldverschrei-
bungen auf dem Markt
eines Staates die Zu-
stimmung dieses Staa-
tes sowie des Mit-
glieds einholt, auf
dessen Währung die
Schuldverschreibun-
gen lauten. Darüber
hinaus hat die Bank
bei der Kreditauf-
nahme von Mitteln
zwecks Auffüllung
ihrer ordentlichen
Kapitalbestände oder
ihrer interregionalen
Kapitalbestände die
Zustimmung dieser
Staaten zur uneinge-
schränkten Umwechs-
lung der Beträge in
die Währung jedes
anderen Staates ein-
zuholen,

(ii) Wertpapiere, die sie
ausgegeben oder ga-
rantiert oder in denen
sie Mittel angelegt
hat, zu kaufen und
zu verkaufen, voraus-
gesetzt, daß die Bank
die Zustimmung des
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Staates einholt, in des-
sen Hoheitsgebiet die
Wertpapiere gekauft
oder verkauft wer-
den sollen,

(iii) mit Zustimmung einer
Zweidrittelmehrheit

der Gesamtstimmen-
zahl der Mitglied-
staaten die Mittel, die
sie für ihre Ge-
schäftstätigkeit nicht
benötigt, in von ihr
bestimmten Schuld-
verschreibungen an-
zulegen,

(iv) Wertpapiere, die in
ihrem Portefeuille
enthalten sind, zu ga-
rantieren, um ihren
Verkauf zu erleich-
tern, und

(v) alle sonstigen Befug-
nisse auszuüben, die
zur Förderung ihres
Zwecks und ihrer
Aufgaben im Ein-
klang mit diesem
Übereinkommen not-
wendig oder wün-
schenswert sind.

Abschnitt 2. Auf Wertpapiere
zu setzender Hinweis

Jedes von der Bank ausgege-
bene oder garantierte Wert-
papier hat auf der Vorderseite
den deutlich sichtbaren Ver-
merk zu tragen, daß das Wert-
papier keine Verbindlichkeit
einer Regierung darstellt, es sei
denn, daß es tatsächlich die Ver-
bindlichkeit einer bestimmten
Regierung darstellt, in diesem
Fall hat der Vermerk entspre-
chend zu lauten.

Abschnitt 3. Erfüllung von
Verbindlichkeiten der Bank in

Verzugsfällen

(a) Im Falle eines tatsächli-
chen oder drohenden Zahlungs-
verzugs bei Darlehen, die die
Bank unter Verwendung ihrer
ordentlichen Kapitalbestände
oder ihrer interregionalen Kapi-
talbestände gewährt oder garan-
tiert, trifft sie alle ihr ange-
bracht erscheinenden Maßnah-
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men zur Änderung der Darle-
hensbedingungen; ausgenom-
men ist eine Änderung der
Rückzahlungswährung.

(b) Mit Zahlungen zur Er-
füllung der Verbindlichkeiten
der Bank für Kredite oder Ga-
rantien nach Artikel III Ab-
schnitt 4 Ziffern (ii) und (v),
die zu Lasten der ordentlichen
Kapitalbestände der Bank gehen,
werden

(i) zuerst die in Arti-
kel III Abschnitt 13
vorgesehene Sonder-
reserve belastet und

(ii) sodann, soweit erfor-
derlich, nach freiem
Ermessen der Bank
die übrigen Reserven,
Überschüsse und Mit-
tel belastet, die den
auf die Anteile am or-
dentlichen Kapital
eingezahlten Beträgen
entsprechen.

(c) Zur Erfüllung ihrer aus
den ordentlichen Kapitalbestän-
den zu leistenden vertraglichen
Zahlungen von Zinsen, sonsti-
gen Spesen oder Tilgungsbeträ-
gen für von der Bank aufge-
nommene Kredite oder zur Er-
füllung ihrer Verbindlichkeiten
in bezug auf ähnliche Zahlungen
für von ihr garantierte Darle-
hen, die zu Lasten ihrer ordent-
lichen Kapitalbestände gehen,
kann die Bank nötigenfalls
nach Artikel II Abschnitt 4
Buchstabe (a) Ziffer (ii) die Mit-
glieder auffordern, einen ange-
messenen Betrag ihrer Zeich-
nungen auf das abrufbare or-
dentliche Kapital zu leisten.
Darüber hinaus kann die Bank,
wenn nach ihrer Auffassung ein
Verzug von langer Dauer sein
wird, einen weiteren Teil der
Zeichnungen, der jedoch in
einem Jahr 1 v. H. der Gesamt-
zeichnungen der Mitglieder auf
die ordentlichen Kapitalbestände
nicht überschreiten darf, für
folgende Zwecke abrufen:

(i) um den ausstehenden
Kapitalbetrag eines
von ihr zu Lasten
ihrer ordentlichen Ka-
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pitalbestände garan-
tierten Darlehens,
für den der Schuldner
sich in Verzug befin-
det, ganz oder teil-
weise vor der Fällig-
keit abzulösen oder
ihre Verbindlichkeit
insoweit auf andere
Weise zu erfüllen und

(ii) um ihre Verpflichtun-
gen aus ihren eigenen
ausstehenden Ver-
bindlichkeiten, die
aus ihren ordentlichen
Kapitalbeständen zu
zahlen sind, ganz oder
teilweise zurückzu-
kaufen oder auf an-
dere Weise zu er-
füllen.

(d) Die am 31. Dezember 1974
ausstehenden Verbindlichkeiten
der Bank aus allen Kreditauf-
nahmen zwecks Auffüllung
ihrer ordentlichen Kapitalbe-
stände sind sowohl aus den or-
dentlichen Kapitalbeständen als
auch aus den interregionalen
Kapitalbeständen einschließ-
lich — ungeachtet der Bestim-
mungen des Artikels II A Ab-
schnitt 3 Buchstabe (c) — der
Zeichnungen auf das abrufbare
interregionale Kapital zahlbar,
die Bank hat jedoch alle An-
strengungen zu unternehmen,
um ihre Verbindlichkeiten aus
diesen ausstehenden aufgenom-
menen Krediten nach den Buch-
staben (b) und (c) aus ihren or-
dentlichen Kapitalbeständen zu
erfüllen, bevor sie die Verbind-
lichkeiten nach den Buchstaben
(e) und (f) aus ihren interregio-
nalen Kapitalbeständen erfüllt,
und für diesen Zweck ist unter
den genannten Buchstaben der
Ausdruck interregionales Kapi-
tal durch den Ausdruck ordent-
liches Kapital zu ersetzen.

(e) Mit Zahlungen zur Erfül-
lung der Verbindlichkeiten der
Bank für Kredite oder Garan-
tien nach Artikel III Ab-
schnitt 4 Ziffern (iv) und (v),
die zu Lasten der interregiona-
len Kapitalbestände der Bank
gehen, werden
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(i) zuerst alle zu diesem
Zweck eingerichteten
Reserven belastet und

(ii) sodann, soweit erfor-
derlich, nach freiem
Ermessen der Bank die
übrigen Reserven,
Überschüsse und Mit-
tel belastet, die den
auf die Anteile am
interregionalen Kapi-
tal eingezahlten Be-
trägen entsprechen.

(f) Zur Erfüllung ihrer aus
den interregionalen Kapitalbe-
ständen zu leistenden vertragli-
chen Zahlungen von Zinsen,
sonstigen Spesen oder Tilgungs-
beträgen für von der Bank auf-
genommene Kredite oder zur
Erfüllung ihrer Verbindlichkei-
ten in bezug auf ähnliche Zah-
lungen für von ihr garantierte
Darlehen, die zu Lasten ihrer
interregionalen Kapitalbestände
gehen, kann die Bank nötigen-
falls nach Artikel II A Ab-
schnitt 3 Buchstabe (c) die Mit-
glieder auffordern, einen ange-
messenen Betrag ihrer Zeichnun-
gen auf das abrufbare inter-
regionale Kapital zu leisten. Dar-
über hinaus kann die Bank,
wenn nach ihrer Auffassung ein
Verzug von langer Dauer sein
wird, einen weiteren Teil der
Zeichnungen, der jedoch in
einem Jahr 1 v. H. der Gesamt-
zeichnungen der Mitglieder auf
die interregionalen Kapitalbe-
stände nicht überschreiten darf,
für folgende Zwecke abrufen:

(i) um den ausstehenden
Kapitalbetrag eines
von ihr zu Lasten
ihrer interregionalen
Kapitalbestände ga-
rantierten Darlehens,
für den der Schuldner
sich in Verzug be-
findet, ganz oder teil-
weise vor der Fällig-
keit abzulösen oder
ihre Verbindlichkeit
insoweit auf andere
Weise zu erfüllen und

(ii) um ihre eigenen aus-
stehenden Verpflich-
tungen, die aus ihren
interregionalen Kapi-
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talbeständen, zu zah-
len sind, ganz oder
teilweise zurückzu-
kaufen oder ihre
Verbindlichkeit inso-
weit auf andere
Weise zu erfüllen.

Abschnitt 4. Ausschüttung oder
Überweisung der Reingewinne

und Überschüsse

(a) Der Gouverneursrat kann
in regelmäßigen Abständen be-
stimmen, welcher Teil der Rein-
gewinne und Überschüsse aus
den ordentlichen Kapitalbestän-
den und den interregionalen
Kapitalbeständen auszuschütten
ist. Die Ausschüttungen sind erst
dann vorzunehmen, wenn die
Reserven einen vom Gouver-
neursrat für angemessen erach-
teten Stand erreicht haben.

(b) Bei der Genehmigung der
Gewinn- und Verlustrechnung
nach Artikel VIII Abschnitt 2
Buchstabe (b) Ziffer (viii) kann
der Gouveneursrat mit Zwei-
drittelmehrheit aller Gouver-
neure, die mindestens drei
Viertel der Gesamtstimmenzahl
der Mitgliedstaaten vertreten
müssen, einen Teil der Rein-
gewinne für das betreffende
Rechnungsjahr aus den ordent-
lichen Kapitalbeständen oder
aus den interregionalen Kapital-
beständen an den Fonds über-
weisen.

Bevor der Gouverneursrat
beschließt, eine Überweisung
an den Fonds vorzunehmen, hat
er einen Bericht des Exekutiv-
direktoriums über die Zweck-
mäßigkeit der Überweisung ein-
zuholen, in dem unter anderem
geprüft wird, (1) ob die Re-
serven einen angemessenen
Stand erreicht haben, (2) ob die
überwiesenen Mittel für die
Geschäftstätigkeit des Fonds
notwendig sind und (3) ob ge-
gebenenfalls die Fähigkeit der
Bank zur Kreditaufnahme be-
einträchtigt wird.

(c) Die unter Buchstabe (a)
genannten Ausschüttungen wer-
den aus den ordentlichen Kapi-
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talbeständen im Verhältnis der
Anzahl der im Besitz jedes Mit-
glieds befindlichen Anteile am
ordentlichen Kapital sowie aus
den interregionalen Kapital-
beständen im Verhältnis der
Anzahl der im Besitz jedes Mit-
glieds befindlichen Anteile am
interregionalen Kapital vorge-
nommen, ebenso werden die
nach Buchstabe (b) an den Fonds
überwiesenen Reingewinne den
Gesamtbeitragsquoten jedes
Mitglieds zum Fonds in dem ge-
nannten Verhältnis gutgeschrie-
ben.

(d) Die Zahlungen nach Buch-
stabe (a) werden in der Weise
und in der oder den Währungen
vorgenommen, die der Gou-
verneursrat bestimmt. Erfolgen
die Zahlungen an ein Mitglied
in einer anderen Währung als
seiner eigenen, so unterliegen
die Überweisung der Währungs-
beträge und ihre Verwendung
durch den Empfängerstaat kei-
nerlei Beschränkungen durch
irgendein Mitglied.

ARTIKEL VIII

ORGANISATION UND GE-
SCHÄFTSFÜHRUNG

Abschnitt 1. Aufbau der Bank

Die Bank hat einen Gouver-
neursrat, ein Exekutivdirekto-
rium, einen Präsidenten, einen
Geschäftsführenden Vizepräsi-
denten, einen für den Fonds
verantwortlichen Vizepräsiden-
ten und alle sonstigen für erfor-
derlich erachteten leitenden und
sonstigen Angestellten.

Abschnitt 2. Gouverneursrat

(a) Alle Befugnisse der Bank
liegen beim Gouverneursrat.
Jedes Mitglied ernennt einen
Gouverneur und einen Stell-
vertreter für eine Amtszeit von
fünf Jahren, wobei es die Er-
nennung jederzeit rückgängig
machen oder erneuern kann.
Stellvertreter nehmen, nur bei
Abwesenheit ihres Gouverneurs
an der Abstimmung teil. Der
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Rat wählt einen der Gouver-
neure zum Vorsitzenden, der
bis zur nächsten regelmäßigen
Tagung des Rates im Amt
bleibt.

(b) Der Gouverneursrat kann
alle seine Befugnisse auf das
Exekutivdirektorium übertra-
gen, jedoch mit Ausnahme der
Befugnis,

(i) neue Mitglieder auf-
zunehmen und die
Bedingungen für ihre
Aufnahme festzuset-
zen,

(ii) das genehmigte or-
dentliche Stammkapi-
tal und das inter-
regionale Stammkapi-
tal der Bank sowie
die Beiträge zum
Fonds zu erhöhen
oder herabzusetzen,

(iii) den Präsidenten der
Bank zu wählen und
seine Bezüge festzu-
setzen,

(iv) ein Mitglied nach Ar-
tikel IX Abschnitt 2
zu suspendieren,

(v) die Bezüge der Exe-
kutivdirektoren und
ihrer Stellvertreter
festzusetzen,

(vi) über Berufungen ge-
gen die Auslegung
dieses Übereinkom-
mens durch das Exe-
kutivdirektorium zu
beraten und zu be-
schließen,

(vii) den Abschluß allge-
meiner Übereinkünfte
zur Zusammenarbeit
mit anderen interna-
tionalen Organisa-
tionen zu genehmi-
gen,

(viii) nach einer Überprü-
fung der Berichte der
Rechnungsprüfer die
allgemeinen Bilanzen
und die Gewinn-
und Verlustrechnun-
gen der Institution
zu genehmigen,
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(ix) über die Reserven
und die Ausschüt-
tung der Reingewinne
der ordentlichen Ka-
pitalbestände und der
interregionalen Kapi-
talbestände sowie des
Fonds zu befinden,

(x) externe Rechnungs-
prüfer zur Bestäti-
gung der allgemeinen
Bilanzen und der Ge-
winn- und Verlust-
rechnungen der Insti-
tution auszuwählen,

(xi) dieses Übereinkom-
men zu ändern und

(xii) die Beendigung der
Geschäftstätigkeit der
Bank und die Ver-
teilung ihrer Ver-
mögenswerte zu be-
schließen.

(c) Der Gouverneursrat be-
hält volle Weisungsbefugnis in
allen nach Buchstabe (b) dem
Exekutivdirektorium übertra-
genen Angelegenheiten.

(d) Der Gouverneursrat hält
in der Regel jährlich eine Ta-
gung ab. Weitere Tagungen
können abgehalten werden,
wenn der Gouverneursrat dies
vorsieht oder wenn sie vom
Exekutivdirektorium anbe-
raumt werden. Tagungen des
Gouverneursrats werden eben-
falls vom Exekutivdirektorium
anberaumt, wenn fünf Mit-
glieder der Bank bzw. Mitglie-
der mit einem Viertel der Ge-
samtstimmenzahl der Mit-
gliedstaaten dies verlangen.

(e) Der Gouverneursrat ist
verhandlungs- und beschluß-
fähig, wenn die absolute Mehr-
heit aller Gouverneure ein-
schließlich einer absoluten Mehr-
heit der Gouverneure der
regionalen Mitglieder bei der
Sitzung anwesend ist, die min-
destens zwei Drittel der Gesamt-
stimmenzahl der Mitgliedstaaten
vertritt.

(f) Der Gouverneursrat kann
ein Verfahren festlegen, wonach
das Exekutivdirektorium, wenn
es dies für angebracht hält, den
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Gouverneuren eine bestimmte
Frage zur Abstimmung vor-
legen kann, ohne eine Sitzung
des Gouverneursrats anzuberau-
men.

(g) Der Gouverneursrat und,
soweit dazu ermächtigt, das Exe-
kutivdirektorium können die
für die Führung der Geschäfte
der Bank notwendigen oder ge-
eigneten Richtlinien und Vor-
schriften beschließen.

(h) Die Gouverneure und ihre
Stellvertreter sind in dieser
Eigenschaft ohne Vergütung
durch die Bank tätig, die Bank
kann ihnen jedoch für die durch
die Teilnahme an den Sitzun-
gen des Gouverneursrats ent-
stehenden Kosten eine ange-
messene Entschädigung zahlen.

Abschnitt 3. Exekutivdirekto-
rium

(a) Das Exekutivdirektorium
ist für die Leitung der Geschäfts-
tätigkeit der Bank verantwort-
lich und kann zu diesem Zweck
alle ihm vom Gouverneursrat
übertragenen Befugnisse aus-
üben.

(b) (i) Exekutivdirektoren
müssen anerkannt
qualifizierte und er-
fahrene Wirtschafts-
und Finanzfachleute
sein, sie dürfen jedoch
nicht Gouverneure
sein.

(ii) Ein Exekutivdirektor
wird von dem Mit-
gliedstaat ernannt,
der die meisten An-
teile an der Bank be-
sitzt, zwei Exekutiv-
direktoren werden
von den Gouverneu-
ren der nichtregiona-
len Mitgliedstaaten
gewählt, und minde-
stens acht weitere
werden von Gouver-
neuren der übrigen
Mitgliedstaaten ge-
wählt. Die Anzahl
der in der letztge-
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nannten Kategorie zu
wählenden Exekutiv-
direktoren und das
Verfahren zur Wahl
aller wählbaren Di-
rektoren wird durch
Vorschriften gere-
gelt, die der Gouver-
neursrat mit Drei-
viertelmehrheit der
Gesamtstimmenzahl

der Mitgliedstaaten
beschließt, diese
Mehrheit umfaßt in
bezug auf die Be-
stimmungen, die sich
ausschließlich auf die
Wahl der Direktoren
durch die nichtregio-
nalen Mitgliedstaaten
beziehen, eine Zwei-
drittelmehrheit der
Gouverneure der
nichtregionalen Mit-
glieder, und in bezug
auf die Bestimmun-
gen, die sich aus-
schließlich auf die An-
zahl und Wahl der
Direktoren durch die
übrigen Mitgliedstaa-
ten beziehen, eine
Zweidrittelmehrheit
der Gouverneure der
regionalen Mitglieder.
Die Genehmigung
einer Änderung die-
ser Vorschriften be-
darf derselben Stim-
menmehrheit,

(iii) Die Exekutivdirekto-
ren werden für eine
Amtszeit von drei
Jahren ernannt oder
gewählt, sie können
für weitere Amtszei-
ten wiederernannt
oder wiedergewählt
werden.

(c) Jeder Exekutivdirektor er-
nennt einen Stellvertreter, der
die Vollmacht hat, in seiner Ab-
wesenheit für ihn zu handeln.
Die Direktoren und ihre Stell-
vertreter müssen Angehörige
der Mitgliedstaaten sein. Keiner
der gewählten Direktoren und
ihrer Stellvertreter darf dieselbe
Staatsangehörigkeit besitzen,
außer im Fall der Staaten, die
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nicht Kreditnehmer sind. Stell-
vertreter dürfen an den Sitzun-
gen teilnehmen, jedoch nur dann
mit abstimmen, wenn sie für
ihre Direktoren handeln.

(d) Die Direktoren bleiben
im Amt, bis ihre Nachfolger
ernannt oder gewählt sind.
Wird das Amt eines gewählten
Direktors mehr als 180 Tage
vor dem Ende seiner Amtszeit
vakant, so wählen die Gouver-
neure, die den früheren Direk-
tor gewählt haben, für den Rest
der Amtszeit einen Nachfolger.
Für diese Wahl ist eine abso-
lute Mehrheit der abgegebenen
Stimmen erforderlich. Während
der Vakanz hat der Stellvertre-
ter alle Befugnisse des früheren
Direktors, mit Ausnahme der-
jenigen zur Ernennung eines
Stellvertreters.

(e) Das Exekutivdirektorium
tagt ununterbrochen an der
Hauptgeschäftsstelle der Bank
und tritt zusammen, sooft die
Geschäfte der Bank dies erfor-
dern.

(f) Das Exekutivdirektorium
ist verhandlungs- und beschluß-
fähig, wenn die absolute Mehr-
heit aller Direktoren einschließ-
lich einer absoluten Mehrheit
der Direktoren der regionalen
Mitglieder bei der Sitzung an-
wesend ist, die mindestens zwei
Drittel der Gesamtstimmenzahl
der Mitgliedstaaten vertritt.

(g) Ein Mitglied der Bank
kann einen Vertreter zur Teil-
nahme an einer Sitzung des
Exekutivdirektoriums entsen-
den, wenn eine dieses Mitglied
besonders berührende Frage be-
handelt wird. Dieses Vertre-
tungsrecht wird vom Gouver-
neursrat geregelt.

(h) Das Exekutivdirektorium
kann die von ihm für ange-
bracht erachteten Ausschüsse
einsetzen. Eine Mitgliedschaft in
diesen Ausschüssen ist nicht auf
Gouverneure, Direktoren oder
Stellvertreter beschränkt.

(i) Das Exekutivdirektorium
bestimmt die grundlegende Or-
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ganisation der Bank einschließ-
lich der Anzahl und der allge-
meinen Aufgaben des leitenden
Verwaltungs- und Fachpersonals
und genehmigt den Haushalt
der Bank.

Abschnitt 4. Abstimmung
(a) Jeder Mitgliedstaat hat

135 Stimmen zuzüglich einer
Stimme für jeden in seinem Be-
sitz befindlichen Anteil am or-
dentlichen Stammkapital und
am interregionalen Stammkapi-
tal der Bank, im Zusammenhang
mit einer Erhöhung des geneh-
migten ordentlichen Stamm-
kapitals oder des interregiona-
len Stammkapitals kann der
Gouverneursrat jedoch verfügen,
daß das durch die Erhöhung ge-
nehmigte Stammkapital keine
Stimmrechte mit sich bringt
und daß die Erhöhung des
Stammkapitals nicht dem Vor-
kaufsrecht nach Artikel II Ab-
schnitt 3 Buchstabe (b) unter-
liegt.

(b) Eine Erhöhung der Zeich-
nung eines Mitglieds entweder
auf das ordentliche Stammkapi-
tal oder auf das interregionale
Stammkapital wird nicht wirk-
sam, und das Recht auf Zeich-
nung dieses Kapitals wird hier-
mit aufgehoben, wenn diese Er-
höhung zur Folge hätte, daß die
Stimmenzahl (i) der in der Ent-
wicklung befindlichen regiona-
len Mitglieder unter 53,5 v. H.,
(ii) des Mitglieds mit den mei-
sten Anteilen unter 34,5 v. H.
oder (iii) Kanadas unter 4 v. H.
der Gesamtstimmenzahl der
Mitgliedstaaten sinkt.

(c) Bei der Abstimmung im
Gouverneursrat kann jeder Gou-
verneur die Stimmen des von
ihm vertretenen Mitgliedsstaats
abgeben. Sofern nicht in diesem
Übereinkommen ausdrücklich
etwas anderes vorgesehen ist,
bedürfen Beschlüsse zu allen
dem Gouverneursrat vorliegen-
den Fragen einer Mehrheit der
Gesamtstimmenzahl der Mit-
gliedstaaten.
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(d) Bei der Abstimmung im
Exekutivdirektorium

(i) kann der ernannte
Direktor die Anzahl
der Stimmen des Mit-
gliedstaats abgeben,
der ihn ernannt hat,

(ii) kann jeder gewählte
Direktor so viele
Stimmen abgeben, wie
er bei seiner Wahl er-
halten hat, diese
Stimmen sind als
eine Einheit abzuge-
ben, und

(iii) bedürfen, sofern nicht
in diesem Überein-
kommen ausdrück-
lich etwas anderes
vorgesehen ist, Be-
schlüsse zu allen dem
Exekutivdirektorium
vorliegenden Fragen
einer Mehrheit der
Gesamtstimmenzahl

der Mitgliedstaaten.

Abschnitt 5. Präsident, Ge-
schäftsführender Vizepräsident

und Personal

(a) Der Gouverneursrat
wählt mit der Mehrheit der
Gesamtstimmenzahl der Mit-
gliedstaaten einschließlich der
absoluten Mehrheit der Gou-
verneure der regionalen Mit-
glieder einen Präsidenten der
Bank, der während seiner
Amtszeit weder Gouverneur
noch Exekutivdirektor noch in
einer dieser beiden Funktionen
Stellvertreter sein darf.

Nach den Weisungen des
Exekutivdirektoriums führt der
Präsident der Bank die ordent-
lichen Geschäfte der Bank und
ist Vorgesetzter ihres Personals.
Er ist ebenfalls Vorsitzender
bei Sitzungen des Exekutiv-
direktoriums, hat jedoch kein
Stimmrecht; allerdings ist es
seine Pflicht, bei Stimmengleich-
heit die entscheidende Stimme
abzugeben.

Der Präsident ist der gesetz-
liche Vertreter der Bank. Seine
Amtszeit beträgt fünf Jahre; er
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kann für weitere Amtsperioden
wiedergewählt werden. Seine
Amtszeit wird jedoch beendet,
wenn der Gouverneursrat mit
der Mehrheit der Gesamtstim-
menzahl der Mitgliedstaaten
einschließlich der Mehrheit der
Gesamtstimmenzahl der regio-
nalen Mitgliedstaaten dies be-
schließt.

(b) Der Geschäftsführende
Vizepräsident wird vom Exe-
kutivdirektorium auf Empfeh-
lung des Präsidenten der Bank
ernannt. Nach den Weisungen
des Exekutivdirektoriums und
des Präsidenten der Bank nimmt
der Geschäftsführende Vize-
präsident die vom Exekutiv-
direktorium festgelegten Befug-
nisse und Aufgaben in der Ver-
waltung der Bank wahr. Ist der
Präsident der Bank abwesend
oder verhindert, so nimmt der
Geschäftsführende Vizepräsident
die Befugnisse und Aufgaben
des Präsidenten wahr.

Der Geschäftsführende Vize-
präsident nimmt an Sitzungen
des Exekutivdirektoriums teil,
jedoch ohne Stimmrecht; han-
delt er allerdings für den Prä-
sidenten der Bank, so gibt er
nach Buchstaben (a) die entschei-
dende Stimme ab.

(c) Neben dem in Artikel IV
Abschnitt 8 Buchstabe (b) ge-
nannten Vizepräsidenten kann
das Exekutivdirektorium auf
Empfehlung des Präsidenten der
Bank weitere Vizepräsidenten
ernennen, die die Befugnisse
ausüben und die Aufgaben
wahrnehmen, die das Exekutiv-
direktorium festlegt.

(d) Der Präsident sowie die
leitenden und sonstigen Ange-
stellten der Bank sind bei der
Erfüllung ihrer Pflichten nur an
Weisungen der Bank gebunden
und erkennen keine sonstige
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vorgesetzte Dienststelle an.
Jedes Mitglied der Bank achtet
den internationalen Charakter
dieser Verpflichtung.

(e) Bei der Einstellung der
Angestellten und bei der Be-
stimmung der Arbeitsbedingun-
gen ist das oberste Gebot die
Sicherstellung eines Höchstmaßes
an Leistungsfähigkeit, fachli-
chem Können und Rechtschaf-
fenheit. Darüber hinaus ist ge-
bührend darauf zu achten, daß
die Auswahl der Angestellten
auf möglichst breiter geographi-
scher Grundlage erfolgt, wobei
der regionale Charakter der
Institution zu berücksichtigen
ist.

(f) Die Bank sowie ihre lei-
tenden und sonstigen Angestell-
ten dürfen sich weder in die
politischen Angelegenheiten
eines Mitglieds einmischen noch
in ihren Beschlüssen von der
politischen Ausrichtung des oder
der betreffenden Mitglieder be-
einflussen lassen. Nur wirt-
schaftliche Erwägungen dürfen
für ihre Beschlüsse maßgebend
sein, und diese Erwägungen sind
unparteiisch gegeneinander ab-
zuwägen, um die in Artikel I
genannten Zwecke und Aufga-
ben zu erfüllen.

Abschnitt 6. Veröffentlichung
von Berichten und Bereitstel-

lung von Informationen

(a) Die Bank veröffentlicht
einen Jahresbericht, der über
die ordentlichen Kapitalbestände
und die interregionalen Kapi-
talbestände getrennte geprüfte
Rechnungsaufstellungen enthält.
Sie legt ferner vierteljährlich den
Mitgliedern zusammenfassende
Darstellungen ihrer finanziellen
Lage sowie Gewinn- und Ver-
lustrechnungen vor, in denen
die Ergebnisse ihrer ordentlichen
Geschäfte und ihrer Geschäfte
mit den interregionalen Bestän-
den getrennt ausgewiesen wer-
den.

(b) Die Bank kann alle son-
stigen zur Erfüllung ihrer
Zwecke und Aufgaben für wün-
schenswert erachteten Berichte
veröffentlichen.



47. Stück — Ausgegeben am 5. Mai 1977 — Nr. 174 765

ARTIKEL IX

AUSTRITT UND SUSPEN-
DIERUNG VON MITGLIE-

DERN

Abschnitt 1. Austrittsrecht

Jedes Mitglied kann aus der
Bank austreten, indem es der
Bank in ihrer Hauptgeschäfts-
stelle eine schriftliche Anzeige
über seine Absicht zugehen läßt.
Der Austritt wird zu dem in
der Anzeige angegebenen Zeit-
punkt endgültig wirksam, frü-
hestens jedoch sechs Monate
nach Zustellung der Anzeige an
die Bank. Das Mitglied kann
jederzeit, bevor der Austritt
endgültig wirksam wird, der
Bank schriftlich notifizieren, daß
es die Anzeige über den beab-
sichtigten Austritt zurück-
nimmt.

Nach dem Austritt haftet ein
Mitglied weiterhin für alle un-
mittelbaren und Eventualver-
bindlichkeiten gegenüber der
Bank, für die es am Tag der
Zustellung der Austrittsanzeige
haftbar war, einschließlich der
in Abschnitt 3 bezeichneten
Verbindlichkeiten. Wird der
Austritt endgültig wirksam, so
entsteht dem Mitglied jedoch
keine Haftung für Verbindlich-
keiten, die sich aus Geschäften
der Bank ergeben, die sie nach
Eingang der Austrittsanzeige
getätigt hat.

Abschnitt 2. Suspendierung
der Mitgliedschaft

Kommt ein Mitglied einer
seiner Verpflichtungen gegen-
über der Bank nicht nach, so
kann die Bank seine Mitglied-
schaft durch Beschluß des Gou-
verneursrats mit Dreiviertel-
mehrheit der Gesamtstimmen-
zahl der Mitgliedstaaten ein-
schließlich einer Zweidrittel-
mehrheit aller Gouverneure
suspendieren, die im Fall der
Suspendierung eines regionalen
Mitgliedstaats eine Zweidrittel-
mehrheit der Gouverneure der
regionalen Mitglieder und im
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Fall der Suspendierung eines
nichtregionalen Mitgliedstaats
eine Zweidrittelmehrheit der
Gouverneure der nichtregio-
nalen Mitglieder umfassen muß.

Die Mitgliedschaft des sus-
pendierten Mitglieds in der
Bank erlischt automatisch ein
Jahr nach dem Zeitpunkt der
Suspendierung, sofern nicht der
Gouverneursrat mit derselben
Mehrheit beschließt, die Sus-
pendierung zu beenden.

Während der Suspendierung
darf ein Mitglied seine Rechte
aus diesem Übereinkommen mit
Ausnahme des Austrittsrechts
nicht ausüben, es unterliegt je-
doch weiterhin seinen gesamten
Verpflichtungen.

Abschnitt 3. Abrechnung

(a) Nach dem Erlöschen der
Mitgliedschaft eines Staates ist
dieser nicht mehr an den Ge-
winnen und Verlusten der Bank
beteiligt, und es entstehen ihm
keine Verbindlichkeiten in be-
zug auf später von der Bank ge-
währte Darlehen und Garan-
tien. Er haftet jedoch weiterhin
für alle Beträge, die er der Bank
schuldet, sowie für seine Even-
tualverbindlichkeiten gegenüber
der Bank, solange ein Teil der
vor dem Zeitpunkt, an dem die
Mitgliedschaft des Staates er-
losch, von der Bank gewährten
Darlehen oder Garantien aus-
steht.

(b) Erlischt die Mitgliedschaft
eines Staates, so trifft die Bank
im Rahmen der Abrechnung mit
diesem Staat nach diesem Ab-
schnitt Vorkehrungen für den
Rückkauf des Stammkapitals
dieses Staates; dem Staat stehen
jedoch auf Grund dieses Über-
einkommens nur die in diesem
Abschnitt und in Artikel XIII
Abschnitt 2 vorgesehenen Rechte
zu.

(c) Die Bank und der als Mit-
glied ausscheidende Staat kön-
nen ungeachtet des Buch-
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stabens (d) den Rückkauf des
Stammkapitals zu den unter
den gegebenen Umständen für
angemessen erachteten Bedin-
gungen vereinbaren. Die Verein-
barung kann unter anderem
Bestimmungen über eine end-
gültige Regelung aller Verbind-
lichkeiten des Staates gegenüber
der Bank vorsehen.

(d) Wird die unter Buch-
stabe (c) genannte Vereinbarung
nicht innerhalb von sechs Mo-
naten nach dem Erlöschen der
Mitgliedschaft des Staates oder
nach einem anderen von der
Bank und dem betreffenden
Staat vereinbarten Zeitpunkt
ausgeführt, so gilt als Rückkauf-
preis für das Stammkapital des
Staates der Buchwert nach den
Büchern der Bank zu dem Zeit-
punkt, in dem die Mitglied-
schaft des Staates erlosch. Die
Rückzahlung erfolgt zu den
nachstehenden Bedingungen:

(i) als Voraussetzung für
die Zahlung hat der
Staat, dessen Mit-
gliedschaft erlischt,
seine Kapitalanteil-
scheine herauszuge-
ben; und die Zahlung
erfolgt in den Raten,
zu den Zeitpunkten
und in den verfüg-
baren Währungen, die
die Bank unter Be-
rücksichtigung ihrer
finanziellen Lage be-
stimmt.

(ii) Die von der Bank
dem Staat für den
Rückkauf seines
Stammkapitals ge-
schuldeten Beträge
werden zurückbehal-
ten, solange der Staat
oder eine seiner Ge-
bietskörperschaften

oder Dienststellen der
Bank aus Darlehens-
oder Garantie-
geschäften etwas
schuldet. Diese Be-
träge können nach
Wahl der Bank bei
Fälligkeit zur Dek-
kung dieser Verbind-
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lichkeiten verwendet
werden. Es werden
jedoch keine Beträge
für die Eventualver-
bindlichkeiten des
Staates für künftige
Abrufe auf Grund
seiner Zeichnung nach
Artikel II Ab-
schnitt 4 Buch-
stabe (a) Ziffer (ii)
oder nach Artikel II A
Abschnitt 3 Buch-
stabe (c) zurückbe-
halten.

(iii) Erleidet die Bank
Nettoverluste für
Darlehen oder Betei-
ligungen oder im
Rahmen von Garan-
tien, die im Zeitpunkt
des Erlöschens der
Mitgliedschaft des
Staates ausstanden,
und übersteigt die
Höhe dieser Verluste
die zu diesem Zeit-
punkt dafür vorhan-
dene Reserve, so
zahlt der betreffende
Staat auf Verlangen
den Betrag zurück,
um den der Rück-
kaufpreis für seine
Anteile gekürzt wor-
den wäre, wenn der
Verlust bei Bestim-
mung des Buchwerts
der Anteile nach den
Büchern der Bank be-
rücksichtigt worden
wäre. Außerdem haf-
tet das frühere Mit-
glied weiterhin für
alle Abrufe nach Ar-
tikel II Abschnitt 4
Buchstabe (a) Zif-
fer (ii) oder nach Ar-
tikel II A Abschnitt 3
Buchstabe (c) in der
Höhe, in der es hätte
beitragen müssen,
wenn die Kapital-
minderung und der
Abruf zu dem Zeit-
punkt erfolgt wären,
in dem der Rück-
kaufpreis für seine
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Anteile bestimmt
wurde.

(e) In keinem Fall werden
einem Staat für seine Anteile
auf Grund dieses Abschnitts ge-
schuldete Beträge vor Ablauf
von sechs Monaten nach dem
Zeitpunkt gezahlt, in dem die
Mitgliedschaft des Staates er-
lischt. Stellt die Bank innerhalb
dieser Zeit ihre Geschäftstätig-
keit ein, so bestimmen sich alle
Rechte dieses Staates nach Ar-
tikel X, und der Staat gilt im
Sinne jenes Artikels noch als
Mitglied der Bank, jedoch ohne
Stimmrecht.

ARTIKEL X

ZEITWEILIGE EINSTEL-
LUNG UND BEENDIGUNG
DER GESCHÄFTSTÄTIG-

KEIT

Abschnitt 1. Zeitweilige Ein-
stellung der Geschäftstätigkeit

Im Notfall kann das Exeku-
tivdirektorium die Geschäfts-
tätigkeit in bezug auf neue Dar-
lehen und Garantien bis zu dem
Zeitpunkt einstellen, in dem der
Gouverneursrat Gelegenheit hat,
die Lage zu überprüfen und
geeignete Maßnahmen zu tref-
fen.

Abschnitt 2. Beendigung der
Geschäftstätigkeit

Die Bank kann ihre Ge-
schäftstätigkeit durch Beschluß
des Gouverneursrats mit Drei-
viertelmehrheit der Gesamt-
stimmenzahl der Mitgliedstaaten
einschließlich einer Zweidrittel-
mehrheit der Gouverneure der
regionalen Mitglieder beenden.
Nach der Beendigung der Ge-
schäftstätigkeit stellt die Bank
sofort ihre gesamte Tätigkeit
mit Ausnahme der Arbeiten ein,
die die Sicherstellung, Erhaltung
und Verwertung ihrer Vermö-
genswerte und die Regelung ihrer
Verbindlichkeiten betreffen.



770 47. Stück — Ausgegeben am 5. Mai 1977 — Nr. 174

Abschnitt 3. Haftung der Mit-
glieder und Begleichung von

Forderungen

(a) Die Haftung aller Mit-
glieder aus ihren Zeichnungen
auf das Stammkapital der
Bank und hinsichtlich der Ab-
wertung ihrer Währungen
bleibt bestehen, bis alle un-
mittelbaren und Eventualver-
bindlichkeiten beglichen sind.

(b) Alle Gläubiger mit un-
mittelbaren Forderungen werden
aus den, Vermögenswerten der
Bank, zu deren Lasten diese
Forderungen gehen, und sodann
aus Zahlungen an die Bank für
uneingezahlte oder abrufbare
Zeichnungen, zu deren Lasten
die Forderungen gehen, bezahlt.
Bevor Zahlungen an Gläubiger
mit unmittelbaren Forderungen
geleistet werden, trifft das Exe-
kutivdirektorium alle nach sei-
ner Ansicht notwendigen Vor-
kehrungen zur Gewährleistung
einer anteiligen Verteilung auf
Gläubiger mit unmittelbaren
und mit Eventualforderungen.

Abschnitt 4. Verteilung der
Vermögenswerte

(a) Eine Verteilung von Ver-
mögenswerten an die Mitglieder
auf Grund ihrer Zeichnungen
auf das Stammkapital der Bank
erfolgt erst, wenn alle Verbind-
lichkeiten gegenüber Gläubi-
gern, die zu Lasten dieses
Stammkapitals gehen, erfüllt
sind oder hierfür Vorsorge ge-
troffen ist. Ferner muß diese
Verteilung durch Beschluß des
Gouverneursrats mit Drei-
viertelmehrheit der Gesamt-
stimmenzahl der Mitgliedstaa-
ten einschließlich einer Zwei-
drittelmehrheit der Gouver-
neure der regionalen Mitglieder
genehmigt werden.

(b) Die Verteilung der Ver-
mögenswerte der Bank an die
Mitglieder erfolgt im Verhält-
nis zu dem Im Besitz jedes Mit-
glieds befindlichen Stammkapi-
tal und zu Zeitpunkten und
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Bedingungen, die der Bank ge-
recht und billig erscheinen. Die
verteilten Vermögensanteile
brauchen hinsichtlich ihrer Art
nicht einheitlich zu sein. Ein
Mitglied hat erst dann Anspruch
auf seinen Anteil an dieser Ver-
teilung der Vermögenswerte,
wenn es alle seine Verbindlich-
keiten gegenüber der Bank ge-
regelt hat.

(c) Jedes Mitglied, das Ver-
mögenswerte erhält, die auf
Grund dieses Artikels verteilt
werden, genießt hinsichtlich die-
ser Vermögenswerte dieselben
Rechte, die der Bank vor der
Verteilung zustanden.

ARTIKEL XI

RECHTSSTELLUNG, IMMU-
NITÄTEN UND PRIVILE-

GIEN

Abschnitt 1. Geltungsbereich
des Artikels

Um der Bank die Erfüllung
ihres Zwecks und der ihr zu-
gewiesenen Aufgaben zu er-
möglichen, werden ihr im Ho-
heitsgebiet jedes Mitglieds die
Rechtsstellung, Immunitäten
und Privilegien gewährt, die in
diesem Artikel angeführt sind.

Abschnitt 2. Rechtsstellung

Die Bank besitzt Rechtsper-
sönlichkeit und hat insbesondere
die uneingeschränkte Fähigkeit,

(a) Verträge zu schließen,
{b) unbewegliches und beweg-

liches Vermögen zu erwerben
und darüber zu verfügen sowie

c) gerichtliche Verfahren an-
hängig zu machen.

Abschnitt 3. Gerichtsbarkeit

Klagen gegen die Bank kön-
nen nur vor dem zuständigen
Gericht im Hoheitsgebiet eines
Mitglieds erhoben werden, in
dem die Bank eine Geschäfts-
stelle besitzt oder einen Ver-
treter für die Entgegennahme
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gerichtlicher Urkunden ernannt
oder in dem sie Wertpapiere
ausgegeben oder garantiert hat.

Klagen gegen die Bank kön-
nen nicht erhoben werden von
Mitgliedern oder von Personen,
die für Mitglieder handeln oder
von diesen Forderungen ablei-
ten. Die Mitgliedstaaten kön-
nen jedoch zur Beilegung von
Streitigkeiten zwischen der Bank
und ihren Mitgliedern die be-
sonderen Verfahren in An-
spruch nehmen, die in diesem
Übereinkommen, in der Sat-
zung und den Regelungen der
Bank oder in den mit der Bank
geschlossenen Verträgen vor-
geschrieben sind.

Das Eigentum und die Ver-
mögenswerte der Bank, gleich-
viel wo und in wessen Besitz
sie sich befinden, genießen
Immunität von jeder Form der
Beschlagnahme, Pfändung oder
Vollstreckung, solange nicht ein
Endurteil gegen die Bank er-
gangen ist.

Abschnitt 4. Immunität der
Vermögenswerte

Das Eigentum und die Ver-
mögenswerte der Bank, gleich-
viel wo und in wessen Besitz
sie sich befinden, gelten als in-
ternationales öffentliches Eigen-
tum und genießen Immunität
von Durchsuchung, Beschlag-
nahme, Einziehung, Enteignung
oder jeder anderen Form der
Wegnahme oder Zwangsvoll-
streckung auf dem Verwaltungs-
oder Gesetzgebungsweg.

Abschnitt 5. Unverletzlichkeit
der Archive

Die Archive der Bank sind
unverletzlich.

Abschnitt 6. Befreiung der
Vermögenswerte von Beschrän-

kungen

In dem zur Erfüllung des
Zwecks und der Aufgaben sowie
zur Führung der Geschäfte der
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Bank im Rahmen dieses Über-
einkommens notwendigen Aus-
maß sind das gesamte Eigentum
und alle sonstigen Vermögens-
werte der Bank von Beschrän-
kungen, Verwaltungsvorschrif-
ten, Kontrollen und Morato-
rien jeder Art befreit, soweit
dieses Übereinkommen nichts
anderes bestimmt.

Abschnitt 7. Nachrichtenprivi-
leg

Jedes Mitglied gewährt dem
amtlichen Nachrichtenverkehr
der Bank dieselbe Behandlung,
die es dem amtlichen Nachrich-
tenverkehr anderer Mitglieder
gewährt.

Abschnitt 8. Persönliche Im-
munitäten und Privilegien

Alle Gouverneure, Exekutiv-
direktoren, Stellvertreter, lei-
tenden und sonstigen Bedien-
steten der Bank genießen fol-
gende Privilegien und Immuni-
täten:

(a) Immunität von der Ge-
richtsbarkeit hinsichtlich ihrer
in amtlicher Eigenschaft vorge-
nommenen Handlungen, sofern
nicht die Bank diese Immunität
aufhebt,

(b) wenn sie nicht Inländer
sind, die gleiche Immunität von
Einwanderungsbeschränkungen,
von der Meldepflicht der Aus-
länder und von staatlichen
Dienstverpflichtungen sowie die
gleichen Erleichterungen in be-
zug auf Devisenbestimmungen,
wie sie die Mitglieder den in
vergleichbarem Rang stehenden
Vertretern, leitenden und son-
stigen Bediensteten anderer Mit-
glieder gewähren,

(c) die gleichen Vorrechte in
bezug auf Reiseerleichterungen,
wie sie die Mitglieder den in
vergleichbarem Rang stehenden
Vertretern, leitenden und son-
stigen Bediensteten anderer
Mitglieder gewähren.

Abschnitt 9. Immunität von
Besteuerung

(a) Die Bank, ihr. Eigentum,
ihre sonstigen Vermögenswerte,
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ihre Einnahmen sowie die Ge-
schäfte und Transaktionen, die
sie im Rahmen dieses Über-
einkommens durchführt, genie-
ßen Immunität von jeder Be-
steuerung sowie von allen Zoll-
abgaben. Die Bank genießt fer-
ner Immunität von jeder Ver-
pflichtung zur Entrichtung, Ein-
behaltung oder Einziehung von
Steuern oder Abgaben.

(b) Die von der Bank den
Exekutivdirektoren, Stellver-
tretern, leitenden und sonstigen
Bediensteten der Bank, die nicht
Inländer sind, gezahlten Gehäl-
ter und Vergütungen unterlie-
gen keiner Art von Besteue-
rung.

(c) Von der Bank ausgegebene
Schuldverschreibungen oder
Wertpapiere einschließlich der
Dividenden oder Zinsen dafür,
gleichviel in wessen Besitz sie
sich befinden, unterliegen keiner
Art von Besteuerung,

(i) die eine solche
Schuldverschreibung

oder ein solches Wert-
papier nur deshalb
benachteiligt, weil
diese Urkunde von
der Bank ausgegeben
wurde, oder

(ii) deren einziger An-
knüpfungspunkt der
Ort oder die Wäh-
rung, in denen diese
Urkunde ausgegeben
oder bezahlt worden
oder zahlbar ist, oder
der Sitz einer Ge-
schäftsstelle oder eines
Büros der Bank ist.

(d) Von der Bank garantierte
Schuldverschreibungen oder
Wertpapiere einschließlich der
Dividenden oder Zinsen dafür,
gleichviel in wessen Besitz sie
sich befinden, unterliegen keiner
Art von Besteuerung,

(i) die eine solche
Schuldverschreibung

oder ein solches
Wertpapier nur des-
halb benachteiligt,
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weil diese Urkunde
von der Bank garan-
tiert ist, oder

(ii) deren einziger An-
knüpfungspunkt der
Sitz einer Geschäfts-
stelle oder eines
Büros der Bank ist.

Abschnitt 10. Durchführung

Jedes Mitglied trifft in Über-
einstimmung mit seiner Rechts-
ordnung alle Maßnahmen, die
erforderlich sind, um die in die-
sem Artikel enthaltenen Grund-
sätze in seinem Hoheitsgebiet
in Kraft zu setzen, und unter-
richtet die Bank von den dies-
bezüglich getroffenen Maß-
nahmen.

ARTIKEL XII

ÄNDERUNGEN

(a) (i) Dieses Übereinkom-
men kann nur durch
Beschluß des Gouver-
neursrats mit der
Mehrheit aller Gou-
verneure einschließ-
lich zwei Drittel der
Gouverneure der re-
gionalen Mitglieder
geändert werden, die
dabei mindestens drei
Viertel der Gesamt-
stimmenzahl der Mit-
gliedstaaten vertre-
ten müssen, die Ab-
stimmungsmehrheiten
in Artikel II Ab-
schnitt 1 Buch-
stabe (b) können je-
doch nur mit den
dort genannten Ab-
stimmungsmehrheiten
geändert werden.

(ii) Die einschlägigen Ar-
tikel des Überein-
kommens können
nach Ziffer (i) geän-
dert werden, um die
Verschmelzung des in-
terregionalen Stamm-

84
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kapitals und des or-
dentlichen Stamm-
kapitals zu einem
Zeitpunkt zu ermög-
lichen, zu dem die
Bank ihre Verbind-
lichkeiten aus allen

Kreditaufnahmen
ihres ordentlichen Ka-
pitals, die am 31. De-
zember 1974 ausstan-
den, erfüllt hat.

(b) Ungeachtet des Buch-
stabens (a) ist Einstimmigkeit
im Gouverneursrat erforderlich
bei einer Änderung

(i) des Rechts zum Aus-
tritt aus der Bank
nach Artikel IX Ab-
schnitt 1,

(ii) des Rechts zum Er-
werb von Stamm-
kapital der Bank so-
wie zur Beteiligung
am Fonds nach Ar-
tikel II Abschnitt 3
Buchstabe (b) bzw.
Artikel IV Ab-
schnitt 3 Buchstabe (g)
und

(iii) der Haftungsbe-
schränkung nach Ar-
tikel II Abschnitt 3
Buchstabe (d), nach
Artikel II A Ab-
schnitt 2 Buchstabe (e)
sowie nach Artikel IV
Abschnitt 5.

(c) Alle Vorschläge zur Än-
derung dieses Übereinkom-
mens, gleichviel ob sie von
einem Mitglied oder vom Exe-
kutivdirektorium ausgehen,
sind dem Vorsitzenden des Gou-
verneursrats zuzuleiten, der sie
dem Rat vorlegt. Ist eine Än-
derung angenommen worden,
so bestätigt die Bank die An-
nahme in einer an alle Mit-
glieder gerichteten amtlichen
Mitteilung. Änderungen treten
für alle Mitglieder drei Monate
nach dem Tag der amtlichen
Mitteilung in Kraft, sofern
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nicht der Gouverneursrat eine
andere Frist festsetzt.

ARTIKEL XIII

AUSLEGUNG UND
SCHIEDSVERFAHREN

Abschnitt 1. Auslegung

(a) Alle Fragen der Auslegung
dieses Übereinkommens, die
zwischen einem Mitglied und
der Bank oder zwischen Mit-
gliedern der Bank auftreten,
werden dem Exekutivdirekto-
rium zur Entscheidung vorge-
legt.

Mitglieder, die von der zur
Beratung stehenden Frage be-
sonders betroffen sind, haben
nach Artikel VIII Abschnitt 3
Buchstabe (g) ein Recht auf un-
mittelbare Vertretung im Exe-
kutivdirektorium.

(b) Hat das Exekutivdirek-
torium eine Entscheidung nach
Buchstabe (a) getroffen, so kann
jedes Mitglied verlangen, daß die
Frage dem Gouverneursrat vor-
gelegt wird; dessen Entscheidung
ist endgültig. Bis zur Entschei-
dung des Gouverneursrats kann
die Bank, soweit sie dies für
notwendig hält, auf der Grund-
lage der Entscheidung des Exe-
kutivdirektoriums handeln.

Abschnitt 2. Schiedsverfahren

Sollte zwischen der Bank und
einem Staat, dessen Mitglied-
schaft erloschen ist, oder zwi-
schen der Bank und einem Mit-
glied nach Annahme eines Be-
schlusses zur Beendigung der
Geschäftstätigkeit der Bank eine
Meinungsverschiedenheit auf-
treten, so wird sie einem aus
drei Schiedsrichtern bestehen-
den Schiedsgericht zur Entschei-
dung vorgelegt. Einer der
Schiedsrichter wird von der
Bank ernannt, ein weiterer von
dem betroffenen Staat und der
dritte, sofern nicht die Parteien
etwas anderes vereinbaren, vom
Generalsekretär der Organisa-
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tion Amerikanischer Staaten.
Scheitern alle Bemühungen um
Einstimmigkeit, so werden die
Entscheidungen mit der Mehr-
heit der Stimmen der drei
Schiedsrichter getroffen.

Der dritte Schiedsrichter ist
befugt, alle Verfahrensfragen zu
regeln, über die die Parteien
sich nicht zu einigen vermögen.

ARTIKEL XIV

ALLGEMEINE BESTIMMUN-
GEN

Abschnitt 1. Hauptgeschäfts-
stelle

Die Hauptgeschäftsstelle der
Bank befindet sich in Washing-
ton, District of Columbia, Ver-
einigte Staaten von Amerika.

Abschnitt 2. Beziehungen zu
anderen Organisationen

Die Bank kann mit anderen
Organisationen Vereinbarungen
über den Austausch von Infor-
mationen oder zu anderen
Zwecken treffen, die mit diesem
Übereinkommen vereinbar sind.

Abschnitt 3. Verbindungsstelle

Jedes Mitglied bezeichnet
eine amtliche Stelle, mit der die
Bank im Zusammenhang mit
Angelegenheiten im Rahmen
dieses Übereinkommens in Ver-
bindung treten kann.

Abschnitt 4. Hinterlegungs-
stellen

Jedes Mitglied bezeichnet
seine Zentralbank als Hinter-
legungsstelle, in der die Bank
ihre Guthaben in der Währung
des betreffenden Mitglieds oder
sonstige Vermögens-werte hin-
terlegen kann. Hat ein Mit-
glied keine Zentralbank, so be-
nennt es zu diesem Zweck im
Einvernehmen mit der Bank
eine andere Einrichtung.
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ARTIKEL XV

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Abschnitt 1. Unterzeichnung
und Annahme

(a) Dieses Übereinkommen
wird beim Generalsekretariat
der Organisation Amerikani-
scher Staaten hinterlegt, wo es
bis zum 31. Dezember 1959 für
die Vertreter der in Anlage A
angeführten Staaten zur Unter-
zeichnung aufliegt. Jeder Unter-
zeichnerstaat hinterlegt beim
Generalsekretariat der Orga-
nisation Amerikanischer Staaten
eine Urkunde, aus der hervor-
geht, daß er dieses Überein-
kommen in Übereinstimmung
mit seiner Rechtsordnung ange-
nommen oder ratifiziert hat und
daß er die notwendigen Schritte .
unternommen hat, damit er alle
seine Verpflichtungen aus diesem
Übereinkommen erfüllen kann.

(b) Das Generalsekretariat der
Organisation Amerikanischer
Staaten übermittelt den Mitglie-
dern der Organisation beglau-
bigte Abschriften dieses Über-
einkommens und notifiziert
ihnen ordnungsgemäß jede Un-
terzeichnung und jede Hinter-
legung einer Annahme- oder
Ratifikationsurkunde nach Buch-
stabe (a) sowie den entsprechen-
den Zeitpunkt.

(c) Bei der Hinterlegung seiner
Annahme- oder Ratifikations-
urkunde zahlt jeder Staat dem
Generalsekretariat der Organisa-
tion Amerikanischer Staaten zur
Deckung der Verwaltungskosten
der Bank Gold oder US-Dollar
im Gegenwert von 1/10 von 1 v.H.
des Kaufpreises der von ihm ge-
zeichneten Anteile der Bank und
seiner Quote am Fonds. Diese
Zahlung wird dem Mitglied für
seine nach Artikel II Abschnitt 4
Buchstabe (a) Ziffer (i) und Ar-
tikel IV Abschnitt 3 Buch-
stabe (d) Ziffer (i) vorgeschrie-
bene Zeichnung und Quote gut-
geschrieben. Ein Mitglied kann
jederzeit an oder nach dem Tag
der Hinterlegung seiner An-
nahme oder Ratifikationsurkunde
weitere Zahlungen vornehmen,
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die ihm auf seine nach den Arti-
keln II und IV vorgeschriebene
Zeichnung und Quote gutgeschrie-
ben werden. Das Generalsekreta-
riat der Organisation Amerikani-
scher Staaten führt alle nach die-
sem Buchstaben eingezahlten Mit-
tel auf einem oder mehreren Son-
der-Depositenkonten und stellt
die Mittel spätestens im Zeitpunkt
der ersten Sitzung des Gouver-
neursrats, die nach Abschnitt 3
abgehalten wird, der Bank zur
Verfügung. Ist das Übereinkom-
men bis zum 31. Dezember 1959
nicht in Kraft getreten, so hat
das Generalsekretariat der Or-
ganisation Amerikanischer Staa-
ten diese Mittel den Staaten zu-
rückzuerstatten, die sie einge-
zahlt haben.

(d) An oder nach dem Tag,
an dem die Bank ihre Geschäfts-
tätigkeit aufnimmt, kann das
Generalsekretariat der Organi-
sation Amerikanischer Staaten
die Unterzeichnung sowie die
Annahme- oder Ratifikations-
urkunde zu diesem Übereinkom-
men von jedem Staat entgegen-
nehmen, dessen Mitgliedschaft
nach Artikel II Abschnitt 1
Buchstabe (b) genehmigt worden
ist.

Abschnitt 2. Inkrafttreten

(a) Dieses Übereinkommen
tritt in Kraft, wenn nach Ab-
schnitt 1 Buchstabe (a) Vertre-
ter von Staaten, deren Zeichnun-
gen mindestens 85 v. H. der Ge-
samtzeichnungen nach Anlage A
ausmachen, das Übereinkommen
unterzeichnet und Annahme-
oder Ratifikationsurkunden hin-
terlegt haben.

(b) Staaten, deren Annahme-
oder Ratifikationsurkunden vor
dem Zeitpunkt des Inkraft-
tretens dieses Übereinkommens
hinterlegt worden sind, werden
erst zu dem genannten Zeit-
punkt Mitglieder. Sonstige Staa-
ten werden zu dem Zeitpunkt
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Mitglieder, zu dem ihre An-
nahme- oder Ratifikations-
urkunden hinterlegt werden.

Abschnitt 3. Aufnahme der
Geschäftstätigkeit

(a) Der Generalsekretär der
Organisation Amerikanischer
Staaten beruft die erste Sitzung
des Gouverneursrats ein, sobald
dieses Übereinkommen nach Ab-
schnitt 2 in Kraft tritt.

(b) Auf der ersten Sitzung des
Gouverneursrats werden Vor-
kehrungen für die Auswahl der
Exekutivdirektoren und ihrer
Stellvertreter nach Artikel VIII
Abschnitt 3 sowie für die Be-
stimmung des Zeitpunkts ge-
troffen, zu dem die Bank ihre
Geschäftstätigkeit aufnehmen
wird. Ungeachtet des Ar-
tikels VIII Abschnitt 3 können
die Gouverneure, wenn sie dies
für wünschenswert erachten,
bestimmen, daß die erste Amts-
zeit dieser Direktoren weniger
als drei Jahre betragen kann.

GESCHEHEN zu Washing-
ton, District of Columbia, Ver-
einigte Staaten von Amerika, in
einer Urschrift vom 8. April
1959, deren englischer, französi-
scher, portugiesischer und spa-
nischer Wortlaut gleichermaßen
verbindlich ist.
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ANHANG A

ZEICHNUNGEN AUF DAS GENEHMIGTE STAMMKAPITAL DER
BANK

(In Anteilen von 10000 US-Dollar mit dem Gewicht und Feingehalt
vom 1. Jänner 1959)

ANHANG B

BEITRÄGE ZUM FONDS FÜR SONDERGESCHÄFTE
(In 1000 US-Dollar mit dem Gewicht und Feingehalt vom 1. Jänner 1959)
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(Übersetzung)

ALLGEMEINE VOR-
SCHRIFTEN FÜR DIE

AUFNAHME NICHT-
REGIONALER STAATEN
ALS MITGLIEDER DER

BANK

Abschnitt 1. Bedingungen für
die Mitgliedschaft nichtregiona-

ler Staaten

Nichtregionale Staaten, die
Mitglieder des Internationalen
Währungsfonds sind, und die
Schweiz können Mitglieder der
Bank werden, sofern zu einem
vom Exekutivdirektorium zu
bestimmenden Zeitpunkt im Ka-
lenderjahr 1976 folgende Bedin-
gungen erfüllt sind:

(a) Die in der Entschließung
„Änderungen des Übereinkom-
mens zur Errichtung der Bank
in bezug auf die Schaffung des
interregionalen Stammkapitals
der Bank und damit zusammen-
hängende Angelegenheiten" vor-
gesehenen Änderungen des
Übereinkommens zur Errichtung
der Bank sind in Kraft getre-
ten;

(b) die in der Entschließung
„Erhöhung des genehmigten ab-
rufbaren ordentlichen Stamm-
kapitals und Zeichnungen dar-
auf im Zusammenhang mit der
Aufnahme nichtregionaler Mit-
gliedstaaten" vorgesehene Er-
höhung des genehmigten ordent-
lichen Stammkapitals ist wirk-
sam geworden;

(c) mindestens acht nichtregio-
nale Staaten, darunter wenig-
stens vier Staaten mit Einzel-
beiträgen zum Fonds für Son-
dergeschäfte in Höhe von min-
destens 60000000 US-Dollar,
haben durch Hinterlegung ent-
sprechender Urkunden bei der
Bank vereinbart,

(i) nach Abschnitt 2 min-
destens 31 100 Anteile
am interregionalen
Stammkapital zu
zeichnen;
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(ii) nach Abschnitt 3 min-
destens den Gegen-
wert von 375000000
US-Dollar 1) zu den
Beständen des Fonds
für Sondergeschäfte
beizutragen.

Das Exekutivdirektorium
kann, sofern es dies nach dem
1. März 1976 für angebracht
hält, die gesamten unter den
Ziffern (i) und (ii) vorgesehenen
Anteilzeichnungen und Beiträge
zum Fonds für Sondergeschäfte
herabsetzen.

Zeichnungen auf das inter-
regionale Stammkapital und Bei-
träge zum Fonds für Sonder-
geschäfte sind in folgenden Min-
destbeträgen zu leisten:

1) US-Dollar mit dem Gewicht
und Feingehalt der seit dem 18. Ok-
tober 1973 geltenden geänderten
Parität des US-Dollars.
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Abschnitt 2. Zeichnungen auf
das interregionale Stammkapital

(a) Die in Abschnitt 1 ange-
führten nichtregionalen Staaten
können Anteile des interregio-
nalen Stammkapitals zeichnen.

(b) Jede Zeichnung umfaßt zu-
mindest den vollen Betrag so-
wohl der eingezahlten als auch
der abrufbaren Anteile am in-
terregionalen Kapital, die dem
betreffenden Staat in Ab-
schnitt 1 zugewiesen sind, und
jeder Zeichnerstaat erbringt ge-
genüber der Bank den Nachweis,
daß er alle zur Genehmigung
der Zeichnung erforderlichen
Maßnahmen ergriffen hat, und
stellt der Bank alle von ihr er-
betenen einschlägigen Informa-
tionen zur Verfügung.

(c) Jeder Staat nimmt seine
Zeichnung auf das eingezahlte
interregionale Stammkapital un-
ter folgenden Bedingungen vor:

(i) Der Zeichnungspreis
je Anteil beträgt
10000 US-Dollar mit
dem Gewicht und
Feingehalt vom
1. Jänner 1959.

(ii) Die Einzahlung des
von jedem Staat ge-
zeichneten Betrags
zum eingezahlten in-
terregionalen Stamm-
kapital erfolgt in drei
gleichen Raten; unter
Berücksichtigung be-
sonderer Umstände
bei bestimmten Staa-
ten kann sich das Exe-
kutivdirektorium je-
doch damit einver-
standen erklären, (i)
daß die Höhe der von
dem betreffenden
Staat zu zahlenden
ersten Rate auf nicht
weniger als 20 v. H.
des dem Staat zuge-
wiesenen Betrags zum
eingezahlten Kapital
herabgesetzt wird,
wobei die beiden fol-
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genden Raten entspre-
chend anzugleichen
sind, oder (ii) daß die
Zahlung durch den
betreffenden Staat in
fünf gleichen Jahres-
raten erfolgt. Die
erste Rate wird von
jedem Staat binnen
dreißig Tagen nach
Inkrafttreten dieser
Allgemeinen Vor-
schriften oder vor
oder an dem Tag der
Hinterlegung der An-
nahme- oder Ratifika-
tionsurkunde nach
Abschnitt 4 Buch-
stabe (c) Ziffer (ii) ge-
zahlt, je nachdem,
welcher Zeitpunkt
später liegt. Will ein
Staat die erste Rate
bar bezahlen, so kann
er die Zahlung bis
zum Ablauf des Ka-
lenderjahrs, in dem
diese Allgemeinen
Vorschriften in

Kraft treten, oder des
Kalenderjahrs vor-
nehmen, in dem das
Mitglied seine Rati-
fikationsurkunde hin-
terlegt, sofern dieser
Zeitpunkt später liegt.
Die restlichen Jahres-
raten werden jeweils
im Abstand von
einem Jahr nach Fäl-
ligwerden der ersten
Rate fällig.

(iii) Jede Rate ist in voller
Höhe in der Landes-
währung des Beitrags-
staates zu leisten; die-
ser hat der Bank aus-
reichend erscheinende
Vorkehrungen zu
treffen, um sicherzu-
stellen, daß diese
Währung für die
Zwecke der Geschäfts-
tätigkeit der Bank
in die Währungen an-
derer Staaten frei
konvertierbar ist.

(iv) 50 v. H. jeder Rate
fallen unter Artikel V
Abschnitt 1 Buch-
stabe (b) Ziffer (i) des
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Übereinkommens zur
Errichtung der Bank
und sind bar zu zah-
len. Sofern ein Staat
nicht eine Barzahlung
auch der übrigen
50 v. H. jeder Rate
vorzieht, legt das Exe-
kutivdirektorium eine
Tabelle fest, nach der
alle nach Artikel V
Abschnitt 4 angenom-
menen nicht über-
tragbaren, unverzins-
lichen Schuldscheine
oder ähnlichen Wert-
papiere an die Bank
zu zahlen sind.

(d) Jeder Staat nimmt seine
Zeichnung auf das abrufbare in-
terregionale Stammkapital un-
ter folgenden Bedingungen vor:

(i) Der Zeichnungspreis je
Anteil beträgt 10000
US-Dollar mit dem
Gewicht und Feinge-
halt vom 1. Jänner
1959.

(ii) Die Zeichnung jedes
Staates auf das abruf-
bare interregionale
Stammkapital erfolgt
in drei gleichen Raten,
die vor oder an den
entsprechenden Zeit-
punkten zu zeichnen
sind, an denen jede
der drei ersten Raten
für die Zeichnung des
Staates auf das einge-
zahlte interregionale
Stammkapital nach
Abschnitt 2 Buch-
stabe (c) Ziffer (ii) zu
zahlen ist.

(e) Die interregionalen Kapi-
talbestände sind zur Darlehens-
gewährung in der Art zu ver-
wenden, daß eine vernünftige
Verteilung der Darlehen und der
daraus folgenden Verpflichtun-
gen auf die ordentlichen und die
interregionalen Kapitalbestände
gewährleistet ist.
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(f) Zu dem Zeitpunkt, zu dem
die Bank ihre am 31. Dezember
1974 ausstehenden Verbindlich-
keiten aus ihren sämtlichen Kre-
ditaufnahmen zu Lasten des or-
dentlichen Kapitals erfüllt hat,
werden Maßnahmen ergriffen,
um das interregionale Stamm-
kapital mit dem ordentlichen
Stammkapital zu verschmelzen.

Abschnitt 3. Erhöhung des
Fonds für Sondergeschäfte und

Beiträge dazu

(a) Vorbehaltlich dieser Allge-
meinen Vorschriften werden die
Bestände des Fonds für Sonder-
geschäfte durch Beitragsleistun-
gen nichtregionaler Staaten im
Gegenwert von 506 664 161 US-
Dollar erhöht, wobei die Ge-
nehmigung dieser Allgemeinen
Vorschriften durch die regio-
nalen Mitgliedstaaten dahin-
gehend ausgelegt wird, daß sie
nicht von ihrem Recht nach Ar-
tikel IV Abschnitt 3 Buch-
stabe (g) des Übereinkommens
zur Errichtung der Bank Ge-
brauch machen wollen, einen
verhältnismäßigen Anteil zu die-
ser Erhöhung beizutragen.

(b) Erst nach Inkrafttreten
dieser Allgemeinen Vorschriften
nach Abschnitt 10 wird eine der-
artige Erhöhung wirksam und
sind derartige Beitragsleistungen
zu erbringen.

(c) Die Beiträge der nicht-
regionalen Staaten zum Fonds
für Sondergeschäfte entsprechen
ihren Zeichnungen auf das nicht-
regionale Stammkapital nach
Abschnitt 1 Buchstabe (c).

(d) Jeder Staat leistet seinen
Beitrag in voller Höhe in seiner
Landeswährung; er hat der Bank
ausreichend erscheinende Vor-
kehrungen zu treffen, um sicher-
zustellen, daß diese Währung
für die Zwecke der Geschäfts-
tätigkeit der Bank in die Wäh-
rungen anderer Staaten frei kon-
vertierbar ist.

(e) Jeder Beitrag stellt in vol-
ler Höhe Landeswährung dar, auf
die Artikel V Abschnitt 1
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Buchstabe (c) des Übereinkom-
mens zur Errichtung der Bank
anwendbar ist. Will ein Staat
seinen Beitrag ganz oder teil-
weise nicht bar zahlen, so hat
die Bank nach Artikel V Ab-
schnitt 4 des Übereinkommens
zur Errichtung der Bank nicht
übertragbare, unverzinsliche
Schuldscheine oder ähnliche
Wertpapiere anzunehmen, für
die das Exekutivdirektorium
eine Einlösungstabelle festlegt.

(f) Die Beitragsleistungen er-
folgen in drei gleichen Raten;
unter Berücksichtigung besonde-
rer Umstände bei bestimmten
Staaten kann sich das Exekutiv-
direktorium jedoch damit ein-
verstanden erklären, (i) daß die
Höhe der von dem betreffenden
Staat zu zahlenden ersten Rate
auf nicht weniger als 20 v. H.
des dem Staat zugewiesenen Ge-
samtbeitrags herabgesetzt wird,
wobei die beiden folgenden
Raten entsprechend anzugleichen
sind, oder (ii), daß die Zahlung
durch den betreffenden Staat in
fünf gleichen Jahresraten erfolgt.
Die Raten sind zu denselben
Zeitpunkten zu zahlen wie die
Raten des Staates zum einge-
zahlten interregionalen Stamm-
kapital nach Abschnitt 2.

(g) Jede Zahlung eines Staates
erfolgt in einem Betrag, der
nach Auffassung der Bank dem
vollen Gegenwert des US-Dol-
lars mit dem Gewicht und Fein-
gehalt der seit dem 18. Oktober
1973 geltenden geänderten Pari-
tät des US-Dollars entspricht.

(h) Für die im Besitz der Bank
befindlichen Währungsbeträge
aller Mitglieder aus diesen Bei-
tragsleistungen gelten die Be-
stimmungen über die Aufrecht-
erhaltung des Wertes in Arti-
kel V Abschnitt 3 des Überein-
kommens zur Errichtung der
Bank, als Wertmaßstab gilt für
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diesen Zweck jedoch der US-
Dollar mit dem Gewicht und
Feingehalt der seit dem 18. Ok-
tober 1973 geltenden geänderten
Parität des US-Dollars, die Bank
kann jedoch auf diese Anpassung
für den Fall verzichten, daß eine
Währungsangleichung für eine
beträchtliche Anzahl von Mit-
gliedern der Bank erfolgt.

(i) Ungeachtet des Artikels IV
Abschnitt 3 Buchstabe (g)
des Übereinkommens zur Er-
richtung der Bank und in Über-
einstimmung mit den herkömm-
lichen Methoden zur Erhöhung
der Bestände des Fonds für Son-
dergeschäfte erfolgen künftige
Erhöhungen der Bestände des
Fonds für Sondergeschäfte in
dem Verhältnis und zu den Be-
dingungen, die zu der betreffen-
den Zeit ausgehandelt werden.

Abschnitt 4. Voraussetzungen
für die Mitgliedschaft nichtregio-

naler Staaten

Ein nichtregionaler Staat wird
Mitglied der Bank,

(a) sobald das Exekutivdirek-
torium festgestellt hat, daß alle
Bedingungen des Abschnitts 1
erfüllt sind;

(b) sobald diese Allgemeinen
Vorschriften nach Abschnitt 10
in Kraft getreten sind und

(c) sobald der Präsident er-
klärt hat, daß der Staat alle
folgenden Voraussetzungen er-
füllt hat:

(i) Sein gehörig befugter
Vertreter hat die beim
Generalsekretariat der
Organisation Ameri-
kanischer Staaten
hinterlegte Urschrift
des Übereinkommens
in seiner jeweils ge-
änderten Fassung un-
terzeichnet;

(ii) er hat beim General-
sekretariat der Orga-
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nisation Amerikani-
scher Staaten eine
Urkunde hinterlegt,
aus der hervorgeht,
daß er das Überein-
kommen sowie alle in
diesen Allgemeinen
Vorschriften niederge-
legten Bedingungen
in Übereinstimmung
mit seiner Rechtsord-
nung angenommen
oder ratifiziert hat
und daß er alle not-
wendigen Schritte un-
ternommen hat, um
seine sämtlichen Ver-
pflichtungen aus dem
Übereinkommen und
aus diesen Allgemei-
nen Vorschriften zu
erfüllen, und

(iii) er hat der Bank den
Nachweis erbracht,
daß er alle notwendi-
gen Maßnahmen zur
Unterzeichnung des
Übereinkommens und
zur Hinterlegung der
Annahme- oder Rati-
fikationsurkunde nach
den Ziffern (i) und (ii)
ergriffen hat, und er
hat der Bank alle von
ihr erbetenen Infor-
mationen über diese
Maßnahmen zur Ver-
fügung gestellt.

Abschnitt 5. Andere nicht-
regionale Staaten

Andere in Abschnitt 1 nicht
angeführte nichtregionale Staa-
ten können zu den vom Gou-
verneursrat festzulegenden Be-
dingungen Mitglieder der Bank
werden. Die von diesen anderen
nichtregionalen Staaten vorge-
nommenen Zeichnungen und
ihre jeweiligen Beiträge zum
Fonds für Sondergeschäfte be-
laufen sich auf die Anzahl der
Anteile am eingezahlten und ab-
rufbaren interregionalen Stamm-
kapital und die Beiträge zum
Fonds für Sondergeschäfte, die
der Gouverneursrat unter ge-
bührender Berücksichtigung der
Zeichnungen und Beiträge der in
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Abschnitt 1 angeführten nicht-
regionalen Staaten festsetzt.

Abschnitt 6. Nicht gezeichnetes
Kapital und Beitragsquoten
Sind binnen zwei Jahren nach

Inkrafttreten dieser Allgemei-
nen Vorschriften das in Ab-
schnitt 1 Buchstabe (c) vorge-
sehene interregionale Stamm-
kapital und die Beitragsquoten
zum Fonds für Sondergeschäfte
von den in Abschnitt 1 ange-
führten nichtregionalen Staaten
oder von den anderen nicht-
regionalen Staaten nach Ab-
schnitt 5 nicht gezeichnet wor-
den, so können sie von den
nichtregionalen Staaten, die zu
diesem Zeitpunkt Mitglieder
sind, gezeichnet werden. Jedes
derartige Mitglied hat das
Recht, einen Teil des verfüg-
baren Stammkapitals zu zeich-
nen, der dem Anteil des von ihm
bereits gezeichneten Kapitals
am gesamten gezeichneten inter-
regionalen Stammkapital ent-
spricht. Ebenso hat jedes derar-
tige Mitglied das Recht, einen
Teil der nicht gezeichneten
Quoten des Fonds für Sonder-
geschäfte zu zeichnen, der dem
Anteil seiner Beitragsquote an
den gesamten gezeichneten
Quotenbeiträgen entspricht. Bei
jeder Zeichnung ist das in diesen
Allgemeinen Vorschriften fest-
gelegte Verhältnis zwischen ein-
gezahltem und abrufbarem Ka-
pital sowie zwischen den Bei-
trägen zum Fonds für Sonder-
geschäfte und den Zeichnungen
auf das Stammkapital zu wah-
ren. Zahlungen auf das einge-
zahlte Kapital und die Beitrags-
quoten zum Fonds für Sonder-
geschäfte sowie Zeichnungen auf
das auf diese Weise gezeichnete
abrufbare Kapital müssen inner-
halb von drei Jahren nach In-
krafttreten dieser Allgemeinen
Vorschriften vollzogen sein.
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Abschnitt 7. Besondere Be-
schlußfähigkeit und Stimmen-

zahl

(a) Für Beschlüsse ist eine
Zweidrittelmehrheit aller Gou-
verneure der nichtregionalen
Mitglieder, die mindestens drei
Viertel der Gesamtstimmenzahl
der nichtregionalen Mitglied-
staaten vertreten, bei folgenden
Angelegenheiten erforderlich:

(i) jede Änderung des
Übereinkommens zur
Errichtung der Bank
in bezug auf (1) die
Anzahl der von den
nichtregionalen Mit-
gliedstaaten zu er-
nennenden Gouver-
neure; (2) die Anzahl
der von den Gouver-
neuren der nichtregio-
nalen Mitgliedstaaten
nach Artikel VIII Ab-
schnitt 3 Buchstabe (b)
Ziffer (ii) des Über-
einkommens zu wäh-
lenden Exekutivdirek-
toren; (3) Artikel VII
Abschnitt 3 Buch-
staben (d), (e) und (f)
des Übereinkommens
oder (4) die Bestim-
mungen über die Aus-
schüttung der Reinge-
winne und Über-
schüsse der interregio-
nalen Kapitalbestände
nach Artikel VII Ab-
schnitt 4 des Über-
einkommens und

(ii) jede Erhöhung des
genehmigten inter-
regionalen Stamm-
kapitals nach Arti-
kel II A Abschnitt 1
Buchstabe (c) des
Übereinkommens.

(b) Eine Erhöhung der Zeich-
nung eines Mitglieds entweder
auf das ordentliche Stammkapi-
tal oder auf das interregionale
Stammkapital wird nicht wirk-
sam, und das Recht auf Zeich-
nung dieses Kapitals wird hie-
mit aufgehoben, wenn diese Er-
höhung zur Folge hätte, daß die
Stimmenzahl (i) der in der Ent-
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wicklung befindlichen regionalen
Mitglieder unter 53,5 v. H. der
Gesamtstimmenzahl der Mit-
gliedstaaten, (ii) des Mitglieds
mit den meisten Anteilen unter
34,5 v. H. der Gesamtstimmen-
zahl oder (iii) Kanadas unter
4 v. H. der Gesamtstimmenzahl
sinkt; ungeachtet dieser Be-
stimmungen und des Arti-
kels VIII Abschnitt 4 Buch-
stabe (b) des Übereinkommens
zur Errichtung der Bank hat je-
doch jede Entschließung des
Gouverneursrats über eine Er-
höhung des ordentlichen Stamm-
kapitals oder des interregionalen
Stammkapitals der Bank festzu-
legen, daß (1) zur Vermeidung
eines Sinkens der Stimmenzahl
der in der Entwicklung befind-
lichen regionalen Mitglieder als
Gruppe unter den festgesetzten
Hundertsatz ein Mitglied der
Gruppe die einem anderen Mit-
glied der Gruppe zugeteilten
Anteile zeichnen kann, wenn
dieses Mitglied die Anteile nicht
selbst zeichnen will, (2) die Be-
stimmung über den jeweiligen
Hundertsatz der Stimmenzahl
von den in der Entwicklung be-
findlichen regionalen Mitgliedern
als Gruppe in bezug auf Zif-
fer (i) und von den Vereinigten
Staaten und Kanada in bezug
auf Ziffer (ii) bzw. Ziffer (iii)
aufgehoben werden kann und
(3) ein Mitglied der Gruppe der
nichtregionalen Mitglieder die
einem anderen Mitglied der
Gruppe zugeteilten Anteile
zeichnen kann, wenn dieses Mit-
glied die Anteile nicht selbst
zeichnen will.

Abschnitt 8. Änderung der
Vorschriften für die Wahl der

Exekutivdirektoren

Da die nichtregionalen Staa-
ten nach Artikel VIII Ab-
schnitt 3 Buchstabe (b) Zif-
fer (ii) des Übereinkommens zur
Errichtung der Bank in der
durch die in Abschnitt 1 Buch-
stabe (a) bezeichneten Ent-
schließung geänderten Fassung
das Recht haben, mit ihren eige-
nen Stimmen zwei Exekutiv-
direktoren zu wählen, werden
die in dem genannten Artikel
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des Übereinkommens vorgesehe-
nen Vorschriften für die Wahl
der Exekutivdirektoren geän-
dert und erhalten den in An-
lage I enthaltenen Wortlaut.
Diese Änderungen werden zum
gleichen Zeitpunkt wirksam, zu
dem diese Allgemeinen Vor-
schriften in Kraft treten.

Abschnitt 9. Anzahl der Exe-
kutivdirektoren

Die Genehmigung einer Er-
höhung der Anzahl der Exe-
kutivdirektoren der Bank über
eine Gesamtzahl von 13 Exe-
kutivdirektoren hinaus bedarf
der Zustimmung einer Zwei-
drittelmehrheit aller Gouver-
neure der nichtregionalen Mit-
glieder.

Abschnitt 10. Inkrafttreten

Diese Allgemeinen Vorschrif-
ten treten erst dann in Kraft,
wenn das Exekutivdirektorium
festgestellt hat, daß alle Bedin-
gungen des Abschnitts 1 erfüllt
worden sind, und wenn der Prä-
sident erklärt hat, daß minde-
stens acht nichtregionale Staaten
alle Voraussetzungen des Ab-
schnitts 4 Buchstabe (c) erfüllt
haben.

(Übersetzung)

ANLAGE I

VORSCHRIFTEN FÜR DIE
WAHL DER EXEKUTIV-

DIREKTOREN

I. WAHL DER EXEKUTIV-
DIREKTOREN

1. Die nach Artikel VIII Ab-
schnitt 3 Buchstabe (b)
Ziffer (ii) des Übereinkom-
mens zur Errichtung der
Bank stimmberechtigten
Gouverneure wählen zehn
Exekutivdirektoren.

2. Der Gouverneur von Ka-
nada wählt mit den Stim-
men seines Landes einen
Exekutivdirektor.
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3. Die Gouverneure der in der
Entwicklung befindlichen
regionalen Mitgliedstaaten
wählen sieben Exekutiv-
direktoren gemäß den fol-
genden Bestimmungen:

(a) Dieser Abschnitt be-
zieht sich ausschließlich auf
die in der Entwicklung be-
findlichen regionalen Mit-
gliedstaaten, und für die
Zwecke dieses Abschnitts
wird die Gesamtstimmen-
zahl dieser Staaten mit
100 v. H. veranschlagt.

(b) Jeder nach diesem Ab-
schnitt stimmberechtigte
Gouverneur gibt alle Stim-
men, die dem von ihm ver-
tretenen Mitgliedstaat nach
Artikel VIII Abschnitt 4
Buchstabe (a) des Überein-
kommens zur Errichtung
der Bank zustehen, zugun-
sten einer einzigen Person
ab.

(c) Zunächst finden so
viele Wahlgänge statt, wie
erforderlich sind, bis fünf
Personen auf folgende
Weise zu Exekutivdirek-
toren gewählt sind:

(i) Jeder von zwei Kan-
didaten hat eine An-
zahl von Stimmen er-
halten, die mindestens
so hoch ist wie die
Summe der Stimmen
des Staates mit der
höchsten Stimmenzahl
und der Stimmen des
Staates mit der nied-
rigsten Stimmenzahl.

(ii) Ein Kandidat hat eine
Anzahl von Stimmen
erhalten, die minde-
stens so hoch ist wie
die Summe der Stim-
men des Staates mit
der dritthöchsten
Stimmenzahl und der
Stimmen der beiden
Staaten mit der nied-
rigsten Stimmenzahl.

(iii) Ein Kandidat hat eine
Anzahl von Stimmen
erhalten, die minde-
stens so hoch ist wie
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die Summe der Stim-
men des Staates mit
der vierthöchsten
Stimmenzahl und der
Stimmen der beiden
Staaten mit der nied-
rigsten Stimmenzahl.

(iv) Ein Kandidat hat eine
Anzahl von Stimmen
erhalten, die minde-
stens so hoch ist wie
die Summe der Stim-
men des Staates mit
der fünfthöchsten
Stimmenzahl und der
Stimmen der drei
Staaten mit der nied-
rigsten Stimmenzahl.

(d) Sodann wählen die
Gouverneure, deren Stim-
men für keinen der nach
Buchstaben (c) gewählten
Direktoren abgegeben wor-
den sind, zwei Exekutiv-
direktoren, wobei nur die
Staaten Kandidaten aufstel-
len können und stimm-
berechtigt sind, die jeder
nur höchstens zweieinhalb
vom Hundert (2½ v. H.)
der Gesamtstimmenzahl
innehaben. Als gewählt gel-
ten die beiden Kandidaten,
die die meisten Stimmen
erhalten, sofern in beiden
Fällen diese Stimmen von
drei oder mehr Staaten ab-
gegeben worden sind; es fin-
den so viele Wahlgänge
statt, wie zur Erreichung
dieses Ergebnisses erforder-
lich sind.

(e) Nach Beendigung des
Wahlvorgangs weist jeder
Gouverneur, der seine
Stimme für keinen der ge-
wählten Kandidaten abge-
geben hat, seine Stimmen
einem von ihnen zu. Die
Anzahl der nach Arti-
kel VIII Abschnitt 4 Buch-
stabe (a) des Übereinkom-
mens zur Errichtung der
Bank jedem Gouverneur,
der seine Stimme für einen
auf Grund dieser Vor-
schriften gewählten Kandi-
daten abgegeben oder einem
solchen Kandidaten zuge-
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wiesen hat, zustehenden
Stimmen, gilt im Sinne des
Artikels VIII Abschnitt 4
Buchstabe (d) Ziffer (ii) des
Übereinkommens als für die
Wahl dieses Kandidaten ab-
gegeben.

4. Die Gouverneure der nicht-
regionalen Staaten wählen
zwei Exekutivdirektoren
gemäß den folgenden Be-
stimmungen:

(a) Dieser Abschnitt be-
zieht sich ausschließlich auf
die nichtregionalen Mit-
gliedstaaten, und für die
Zwecke dieses Abschnitts
wird die Gesamtstimmen-
zahl dieser Staaten mit
100 v. H. veranschlagt.

(b) Jeder nach diesem Ab-
schnitt stimmberechtigte
Gouverneur gibt alle Stim-
men, die dem von ihm ver-
tretenen Mitgliedstaat nach
Artikel VIII Abschnitt 4
Buchstabe (a) des Überein-
kommens zur Errichtung
der Bank zustehen, zugun-
sten einer einzigen Person
ab.

(c) Die zwei Kandidaten,
die die höchste Anzahl von
Stimmen erhalten, werden
Exekutivdirektoren; es gilt
jedoch nur die Person als
gewählt, die die Stimmen
von drei oder mehr nicht-
regionalen Gouverneuren
erhalten hat, die mindestens
40 v. H. der in Frage kom-
menden Gesamtstimmen-
zahl vertreten; sie darf je-
doch auch nicht mehr als
60 v. H. dieser Gesamtstim-
menzahl erhalten haben. Es
finden so viele Wahlgänge
statt, wie erforderlich sind,
bis zwei Kandidaten ge-
wählt sind.

(d) Nach Beendigung des
Wahlvorgangs weist jeder
Gouverneur, der seine
Stimme für keinen der bei-
den gewählten Kandidaten
abgegeben hat, seine
Stimmen einem von
ihnen zu. Die Anzahl der
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nach Artikel VIII Ab-
schnitt 4 Buchstabe (a) des
Übereinkommens zur Er-
richtung der Bank jedem
Gouverneur, der seine
Stimme für einen gewählten
Kandidaten abgegeben oder
einem solchen Kandidaten
zugewiesen hat, zustehen-
den Stimmen gilt im Sinne
des Artikels VIII Ab-
schnitt 4 Buchstabe (d)
Ziffer (ii) des Übereinkom-
mens als für die Wahl dieses
Kandidaten abgegeben.

II. VERFAHRENS-
VORSCHRIFTEN FÜR DIE

WAHL

5. Benachrichtigung von der
Wahl

Mindestens neunzig Tage
vor der Jahrestagung des
Gouverneursrats, auf der
eine allgemeine Wahl der
Exekutivdirektoren abge-
halten wird, wird der Se-
kretär die Gouverneure
hievon benachrichtigen und
sie auffordern, Kandidaten
zu nominieren.

6. Leitung der Wahl

Der Vorsitzende des Gou-
verneursrats leitet die
Wahl, bestellt zwei Gouver-
neure als Stimmenzähler,
die den Wahlvorgang über-
wachen und die Stimmen
zählen und ergreift alle son-
stigen ihm für die Durch-
führung der Wahl erforder-
lich scheinenden Maßnah-
men.

7. Nominierungen

(a) Es können nur jene
Kandidaten gewählt wer-
den, die gemäß diesen Ver-
fahrensvorschriften nomi-
niert werden.

(b) Die Exekutivdirek-
toren müssen anerkannt
qualifizierte und erfahrene
Wirtschafts- und Finanz-
fachleute sein, sie dürfen
jedoch nicht Gouverneure



47. Stück — Ausgegeben am 5. Mai 1977 — Nr. 174 803

sein [Artikel VIII, Ab-
schnitt 3 Buchstabe (b) Zif-
fer (i), des Übereinkom-
mens zur Errichtung der
Bank].

(c) Kein Gouverneur darf
mehr als eine Person nomi-
nieren.

(d) Die Nominierungen
werden dem Sekretär vor-
gelegt.

(e) Jede Nominierung hat
schriftlich zu erfolgen und
ist von dem Gouverneur,
der sie vorgenommen hat,
zu unterzeichnen.

(f) Der Sekretär verteilt
eine Liste der nominierten
Personen an die Gouver-
neure.

(g) Der Zeitraum, inner-
halb dessen Kandidaten
nominiert werden können,
endet um 10 Uhr am ersten
Tag der Jahrestagung des
Gouverneursrats, auf der
die Wahl abgehalten wird.

8. Wahl

(a) Die Wahl besteht aus
vier getrennten Phasen. Der
Exekutivdirektor, auf den
in Abschnitt 2 dieser Vor-
schriften Bezug genommen
Ist, wird in der ersten Phase
gewählt. Die fünf Direk-
toren, auf die in Abschnitt 3
Buchstabe (c) Bezug genom-
men ist, werden in der
zweiten Phase gewählt, die
zwei Direktoren, auf die in
Abschnitt 3 Buchstabe (d)
Bezug genommen ist, in der
dritten und die zwei Direk-
toren, auf die in Abschnitt 4
Bezug genommen ist, in der
vierten.

(b) Jeder Gouverneur
nimmt nur an einer Phase
der Stimmenabgabe teil.

(c) Für jede Phase der
Stimmenabgabe verkündet
der Sekretär die Namen der
offiziellen Kandidaten und
der zur Stimmenabgabe be-
rechtigten Staaten.
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9. Wahlvorgang

Jeder Wahlgang wird wie
folgt vorgenommen:

(a) Die Stimmen werden
auf Formblättern abgege-
ben, die der Sekretär vor
Beginn des Wahlgangs je-
dem zur Stimmenabgabe be-
rechtigten Gouverneur zur
Verfügung gestellt hat. Bei
jedem Wahlgang werden
nur jene Stimmen gezählt,
die auf den für diesen Wahl-
gang verteilten Formblät-
tern abgegeben wurden.

(b) Nachdem der Name
jedes Staates vom Sekretär
verkündet wurde, legt des-
sen Gouverneur seinen un-
terzeichneten Stimmzettel in
die Wahlurne.

(c) Sobald ein Wahlgang
abgeschlossen ist, überprü-
fen die Stimmenzähler die
Anzahl der Stimmzettel und
nehmen die Zählung der
abgegebenen Stimmen vor.

(d) Falls die Stimmenzäh-
ler der Ansicht sind, daß
ein Stimmzettel der Klar-
stellung bedarf oder nicht
richtig ausgefertigt wurde,
so haben sie, wenn möglich,
dem betroffenen Gouver-
neur die Möglichkeit zu ge-
ben, ihn vor Abschluß der
Zählung zu berichtigen;
ein so berichtigter Stimm-
zettel wird als gültig ange-
sehen.

(e) Es werden so viele
Wahlgänge abgehalten, wie
notwendig sind, bis alle
Exekutivdirektoren, die in
gesonderten Wahlen gemäß
Abschnitt 3 Buchstabe (c),
Abschnitt 3 Buchstabe (d)
und Abschnitt 4 dieser Vor-
schriften zu wählen sind,
gezählt wurden, und zwar
in jedem Fall in einem ein-
zelnen Wahlgang.

(f) Der Vorsitzende des
Rats gibt bekannt, ob eine
Wahl zustande gekommen
ist oder nicht und verkün-
det, wenn sie zustande ge-
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kommen ist, die Namen der
gewählten Personen und der
Mitgliedstaaten, die sie ge-
wählt haben.

10. Ausschließung von Kandi-
daten

In jedem Wahlgang können
ein oder mehrere Gouver-
neure, die einen Kandidaten
nominiert haben, den Se-
kretär davon benachrich-
tigen, daß dieser Kandidat
an den folgenden Wahl-
gängen nicht teilnehmen
wird, in welchem Fall sein
Name von der Liste der
Kandidaten zu streichen ist.

11. Beilegung von Meinungs-
verschiedenheiten

Jede im Zusammenhang mit
der Durchführung der Wahl
auftretende Frage wird von
den Stimmenzählern ent-
schieden; gegen diese Ent-
scheidung ist über Antrag
eines Gouverneurs Berufung
an den Vorsitzenden des
Rats und gegen dessen Ent-
scheidung Berufung an den
Rat zulässig. Soweit möglich
werden Fragen ohne Nen-
nung des betroffenen Mit-
gliedstaats oder Gouver-
neurs gestellt.

III. VAKANZ IM EXEKUTIV-
DIREKTORIUM

12. Die Direktoren bleiben im
Amt, bis ihre Nachfolger
ernannt oder gewählt sind.
Wird das Amt eines gewähl-
ten Direktors mehr als
180 Tage vor dem Ende sei-
ner Amtszeit vakant, so
wird für den Rest der
Amtszeit ein Nachfolger ge-
wählt (Artikel VIII Ab-
schnitt 3 Buchstabe (d) des
Übereinkommens über die
Errichtung der Bank).

13. Falls ein neuer Exekutiv-
direktor wegen einer Va-
kanz, die eine Wahl erfor-
dert, gewählt werden muß,
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wird der Präsident der Bank
die Mitgliedstaaten, die den
früheren Direktor gewählt
hatten, unverzüglich davon
verständigen, daß eine Va-
kanz gegeben ist und sie
auffordern, Kandidaten zu
nominieren.

14. Der Präsident der Bank
kann eine Tagung der Gou-
verneure dieser Länder für
den einzigen Zweck der
Wahl eines neuen Direktors
einberufen oder die Wahl
auf schriftlichem oder tele-
graphischem Weg vorneh-
men lassen. Aufeinander-
folgende Wahlgänge sind
vorzunehmen, bis einer der
Kandidaten die absolute
Mehrheit der abgegebenen
Stimmen erhält.

IV. ÄNDERUNG DER VOR-
SCHRIFTEN

15. Diese Vorschriften können
vom Gouverneursrat auf
einer seiner Tagungen oder
durch Abstimmung ohne
Anberaumung einer Tagung
mit Dreiviertelmehrheit der
Gesamtstimmenzahl der
Mitgliedstaaten einschließ-
lich

(a) einer Zweidrittelmehr-
heit der Gouverneure der
regionalen Mitglieder bei
einer Änderung der Ab-
schnitte 1, 2, 3, 5 bis 14,
und des Abschnitts 15 Buch-
stabe (a) und

(b) einer Zweidrittelmehr-
heit der Gouverneure der
nichtregionalen Mitglieder
bei einer Änderung des Ab-
schnitts 4 und des Ab-
schnitts 15 Buchstabe (b) ge-
ändert werden.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete
Ratifikationsurkunde wurde am 10. Jänner 1977 hinterlegt, bis zu welchem Zeitpunkt auch den
Bestimmungen des Abschnittes 10 der Allgemeinen Vorschriften für die Aufnahme nichtregionaler
Staaten als Mitglieder der Bank entsprochen war. Das Vertragswerk ist gemäß Artikel XV
Abschnitt 2 Buchstabe b des Übereinkommens und Abschnitt 10 der Allgemeinen Vorschriften
für Österreich am 10. Jänner 1977 in Kraft getreten.

Kreisky


